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und noch einmal das Thema Syndikusanwälte. Aus dem Eckpunktepapier ist inzwischen ein Referen-
tenentwurf geworden und seit dem 10. Juni liegt auch der Gesetzentwurf vor.  Zu dem Referentenent-
wurf hatte die Bundesrechtsanwaltskammer erneut Stellung genommen, obwohl die Stellungnahmefrist
von nur 2 Wochen außerordentlich kurz gesetzt war.

Der Gesetzentwurf wird, wenn er denn so verabschiedet wird, die Kammer vor eine erhebliche zusätzli-
che Arbeitsbelastung stellen. Er sieht hinsichtlich der Prüfung der Zulassung zum Syndikusrechtsanwalt
sehr viel höhere Anforderungen vor als bei der Zulassung des „Kanzleianwalts“.  So ist in dem Gesetz-
entwurf ausdrücklich die Anhörung des Sozialversicherungsträgers vorgeschrieben und es ist darüber
hinaus ausdrücklich vorgesehen, dass nicht nur die Ablehnung der Zulassung begründet werden muss,
sondern auch der positive Bescheid über die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt. Die Entscheidung der
Kammer soll Tatbestandwirkung entfalten und sowohl für die Rentenversicherung als auch für die Sozi-
algerichte verbindlich sein. Deshalb soll dem Rentenversicherungsträger eigenständig Rechtsschutz
gem. § 112a Abs. 1 und 2 BRAO zum AGH und BGH zustehen.  

Diese Regelung findet sich erstmals in dem Gesetzesentwurf, offenbar wegen der in diesem Punkt ge-
äußerten Kritik der Bundesrechtsanwaltskammer und einzelner regionaler Kammern, dass der Referen-

tenentwurf das sozialrechtliche Problem nicht lösen wird, weil die Zulassung nur Indizwirkung entfaltet. Durch die Regelung wird das Pro-
zesskostenrisiko von dem einzelnen Syndikusrechtsanwalt auf die Kammer verlagert. 

Den Kammern ist weiterhin wichtig, dass nicht im Rahmen der Zulassung der Syndikusrechtsanwälte und der damit verbundenen Lösung
des sozialrechtlichen Problems das Fremdkapitalverbot aufgeweicht wird oder gar fällt. Anwaltstätigkeit in Deutschland ist dadurch ge-
prägt, dass der Anwalt einen unabhängigen freien Beruf ausübt und als Organ der Rechtspflege keinerlei Einflüssen von Kapitalgebern aus-
gesetzt ist. Die Möglichkeit der Beteiligung von Versicherungsunternehmen, Banken oder anderen gewerblich Tätigen an Anwaltskanzleien
ist in Deutschland aus gutem Grunde nicht möglich.  Auch der Gang an die Börse, wie dies jetzt in England von einer großen Rechtsan-
waltsgesellschaft durchgeführt werden soll, ist in Deutschland undenkbar. Das ist nach Auffassung der Kammern auch gut so. Die Vorstel-
lung, dass eine Rechtsanwaltsgesellschaft als Aktiengesellschaft an der Börse notiert ist und der Aktionär seine Dividende kassiert oder sei-
ne Dividende in Form von Rechtsberatung einfordert, ist nach meiner Auffassung ein nur schwer erträglicher Gedanke.

Warten wir also ab, inwieweit wir im Gesetzgebungsverfahren noch Gehör finden. Dass es sich um ein Thema von höchster Brisanz und
Interesse handelt, wurde auch auf unserer diesjährigen Kammerversammlung deutlich, die so zahlreich wie noch nie besucht war und von
ausgesprochen sachlichen und kompetenten Beiträgen der Kollegen geprägt war. Dass sich alle Anwälte im Bezirk durch den Kammer-
vorstand offensichtlich gut vertreten fühlen ist auch an dem Wahlergebnis der Vorstandswahl ablesbar. Hierfür danken die Vorstandsmit-
glieder. Sie werden sich weiterhin für die Belange aller Mitglieder einsetzen. Es muss ein abgewogener Interessenausgleich stattfinden und
niemandem, insbesondere auch den Syndikusanwälten ist mit einer berufsrechtlichen Regelung geholfen, die u. U. sozialrechtlich nicht das
leistet, was erreicht werden soll, oder die einer Prüfung durch das Bundesverfassungsgericht nicht standhält.

Sollte der Gesetzentwurf noch kurzfristig in diesem Jahr in Kraft treten, so wird eine außerordentliche Kammerversammlung erforderlich
werden, da unsere Gebührensatzung entsprechend angepasst werden muss.

Sie sehen, das Thema wird uns weiter beschäftigen. Hierüber wird weiter zu berichten sein.

Zu berichten ist über einen Wechsel im Amt des Präsidenten des Oberlandesgerichtes Braunschweig. Zum 31.05.2015 ist Professor Karl
Helge Hupka aus dem Amt des Präsidenten des Oberlandesgerichtes Braunschweig nach fast sechsjähriger Tätigkeit ausgeschieden. Er-
freulicherweise ist ein reibungsloser Übergang und eine sofortige Neubesetzung der Stelle möglich gewesen und schon zum 01.06.2015 hat
der vielen aus unserem Bezirk noch als Präsident des Landgerichtes Braunschweig und Direktor des Amtsgerichtes Göttingen bekannte
Wolfgang Scheibel das Amt des Präsidenten des Oberlandesgerichtes Braunschweig angetreten und ist als Staatssekretär ausgeschieden.
Wolfgang Scheibel kehrt auf eigenen Wunsch nach Braunschweig zurück.  Das zeigt seine Verbundenheit mit dem Braunschweiger Bezirk.
Das Oberlandesgericht ist damit sicherlich für die nächsten Jahre gut aufgestellt. 

Anlässlich der Verabschiedung des alten Präsidenten und Einführung des neuen Präsidenten habe ich Professor Hupka für die angenehme
und vertrauensvolle Zusammenarbeit gedankt und Herrn Scheibel willkommen geheißen und ihm alles Gute für sein neues Amt gewünscht.
Ich gehe davon aus, dass die vertrauensvolle und gute Zusammenarbeit mit dem Oberlandesgericht und allen Gerichten im Bezirk weiter-
hin fortgesetzt werden kann.

Angesichts der bevorstehenden Ferienzeit bleibt mir nur noch übrig, Ihnen einen erholsamen Urlaub zu wünschen, sofern Sie ihn noch vor
sich haben.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Ihr
Michael Schlüter 
Präsident
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Aus der Arbeit des Vorstandes

Kammerversammlung wählt 7 Vorstandsmitglieder

Am 22. April 2015 fand die Kammerversammlung
wie so oft im Kongresssaal der Industrie- und Han-
delskammer in Braunschweig statt. In diesem Jahr
nahmen an der Versammlung deutlich mehr Mitglie-
der teil als in den vergangenen Jahren. Das dürfte im
wesentlichen darauf zurückzuführen sein, dass das
Thema „Syndikusanwälte“ auf der Tagesordnung
stand und deshalb eine Vielzahl Unternehmensanwäl-
te den Weg in den Kongresssaal gefunden hatten.
Außerdem stand turnusgemäß die Wahl der Hälfte des
Vorstandes an, was regelmäßig auch zu erhöhten Teil-
nehmerzahlen führt.  Nicht zuletzt hatte sich für die
Pause zur Auszählung der abgegebenen Stimmen der
Präsident der Niedersächsischen Rechtsanwaltsver-
sorgung Rechtsanwalt und Notar Godehard Vogt aus
Oldenburg angeboten, einen Vortrag zur aktuellen
Entwicklung des Versorgungswerks zu halten.
Insgesamt waren genau 100 stimmberechtigte Mit-
glieder erschienen. Im ersten und einzigen Wahlgang
standen 9 Kandidaten und Kandidatinnen zur Wahl.
Gewählt wurden mit der erforderlichen Mehrheit bei
100 abgegebenen gültigen Stimmen Rechtsanwalt und
Notar Michael Schlüter aus Braunschweig, Rechtsan-
walt Andreas Ronsöhr aus Northeim, Rechtsanwalt
Dr. Peter Beer aus Braunschweig, Rechtsanwalt
Christoph Höxter aus Braunschweig, Rechtsanwalt
Stefan Fromme aus Herzberg am Harz, Rechtsanwalt
Uwe Nessig aus Braunschweig und Rechtsanwältin
Anna Wehmeyer (vorm. Szymanska) aus Salzgitter. 
Nicht mehr zur Wahl stand das vormalige Vorstands-
mitglied Rechtsanwalt Hans-Jörg-Mausolff aus Gos-
lar, dem ausdrücklich für seine langjährige ehrenamt-
liche Tätigkeit im Vorstand gedankt wird.  Alle ande-
ren bisherigen Vorstandsmitglieder, die wieder zur
Wahl standen, wurden somit wieder in den Vorstand
gewählt. Neu im Vorstand ist Frau Rechtsanwältin
Wehmeyer, so dass nun neben der Kollegin Dr. Moos-
Wittmund, deren Amtszeit noch 2 Jahre andauert,
eine weitere Kollegin im Vorstand vertreten ist. 
Zu Beginn der Kammerversammlung hatte der Präsi-
dent seinen Jahresbericht 2014 erstattet, der auch in
der Kammermitteilung I/2015 abgedruckt ist. 
Im Anschluss daran erstattete der Schatzmeister Dr.
Peter Beer den Kassenbericht. Der Kassenprüfer

Rechtsanwalt Reinhard  Loppnow berichtete anschlie-
ßend über die durchgeführte Kassenprüfung.  Bean-
standungen wurden nicht erhoben.  
Nachdem zunächst die Kollegen Rechtsanwalt Jürgen
Beyer aus Göttingen und Reinhard Loppnow aus
Braunschweig als Kassenprüfer wiedergewählt wur-
den,  wurde der Vorstand auf Antrag entlastet. 
Anschließend stellte der Schatzmeister den Haushalt-
voranschlag für das Jahr 2016 vor. Die Kammerver-
sammlung stimmte dem Voranschlag zu und be-
schloss, den Kammerbeitrag für das Jahr 2016 wieder
auf 330,00 EUR festzusetzen. 

Ebenfalls beschlossen wurde, eine weitere Umlage zur
Entwicklung und zum Betrieb des besonderen elektro-
nischen Anwaltspostfachs (beA) zu erheben.  Die
Höhe beträgt 67,00 EUR pro Mitglied der Rechtsan-
waltskammer, fällig am 15.01.2016. 
Entsprechend dem zuvor angekündigtem Antrag der
Rechtsanwältin und Syndikusanwältin  Anje Gering
diskutierte die Kammerversammlung ausführlich die
Problematik der Syndikusanwälte. Hierbei wurden die
für oder gegen die geplante berufsrechtliche Lösung
sprechende Argumente ausgetauscht.  
Gegen 17:15 Uhr beendete der Präsident die Ver-
sammlung mit ausdrücklichem Dank an alle erschie-
nenen Mitglieder.
In der im Anschluss an die Kammersammlung statt-
findenden konstituierenden Vorstandsitzung wurde
das bisherige Präsidium bestätigt.

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer ist jetzt wie
folgt besetzt:
Rechtsanwalt und Notar
Michael Schlüter, Braunschweig - Präsident -
Rechtsanwalt und Notar
Jens Vollmer, Braunschweig  - Vizepräsident –
Rechtsanwalt
Andreas Ronsöhr, Northeim  - Vizepräsident –
Rechtsanwalt
Dr. Peter Beer, Braunschweig - Schatzmeister -   
Rechtsanwalt und Notar
Kurt-Rainer Gassel, Braunschweig - Schriftführer –
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Rechtsanwältin und Notarin
Dr. Ruth Moos-Wittmund, Braunschweig
Rechtsanwalt  und Notar Bernhard Nolte, Duderstadt
Rechtsanwalt Christoph Höxter, Braunschweig
Rechtsanwalt Karl-Heinz Mügge, Göttingen
Rechtsanwalt Stefan Fromme, Herzberg am Harz  
Rechtsanwalt Dirk Svetlik, Wolfsburg
Rechtsanwalt  Dr. Markus Thiele, Rosdorf
Rechtsanwalt Dr.  André Kupfernagel, Göttingen
Rechtsanwalt Uwe Nessig, Braunschweig
Rechtsanwältin Anna Wehmeyer, Salzgitter

Die Abteilungen des Vorstandes der Rechtsanwalts-
kammer setzen sich wie folgt zusammen:

Abteilungen der Rechtsanwaltskammer - Stand
04/2015

Abteilung I (Verstöße Daten)
Dr. Beer
Mügge
Höxter 
Dr. Thiele

Abteilung II (berufsrechtl. Verstöße, Verstöße ge-
gen Geldwäsche-Gesetz,  § 261 StGB)
(LG Bezirk BS außer AG GS, Seesen, Bad Ganders-
heim, Clausthal)
Dr. Beer (Vorsitz)
Nolte (stellv. Vorsitz)
Vollmer
Fromme
Mügge

Abteilung III (berufsrechtl. Verstöße, Verstöße §
261 StGB)
(LG Bezirk GÖ mit AG GS, Seesen, Bad Ganders-
heim, Clausthal)
Dr. Moos-Wittmund (Vorsitz)
Ronsöhr
Dr. Thiele
Wehmeyer
Nessig

Abteilung IV (Zulassung und Widerruf Rechtsan-
wälte)
Schlüter (Vorsitz)
Gassel
Ronsöhr
Dr. Thiele
Dr. Kupfernagel

Abteilung V (anwaltl. Aus- und Fortbildung, Fach-
anwaltschaften)
Dr. Moos-Wittmund (Vorsitz)
Svetlik
Mügge
Höxter
Gassel

Abteilung VI (Aus- und Fortbildung nichtjuristi-
scher Mitarbeiter)
Höxter (Vorsitz)
Nolte
Fromme
Dr. Kupfernagel 

Abteilung VII (Gebühren)
Vollmer (Vorsitz)
Gassel (stellv. Vorsitz)
Wehmeyer
Svetlik
Nessig

Abteilung VIII (Abwickler)
Dr. Beer (Vorsitz)
Gassel
Mügge
Ronsöhr

Abteilung X (Schlichtung wegen Schlechtleistung)
Dr. Beer
Gassel
Dr. Thiele
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Neu im Vorstand:
Rechtsanwältin Anna Wehmeyer, geb. Szymanska aus Salzgitter

Frau Rechtsanwältin Anna Wehmeyer geb. Szyman-
ska wurde am 16.09.1979 in Posen/Polen geboren,  ist
verheiratet und hat einen Sohn. 
Ihr Abitur absolvierte Frau Rechtsanwältin Anna Weh-
meyer im Jahr 2000 in Berlin, wo sie aufwuchs.
Im Anschluss daran begann sie parallel zu ihrer Tätig-
keit als Handballspielerin der 1. Bundesliga ihr Stu-
dium der  Rechtswissenschaften an der Universität
Bielefeld und legte 2006 an der Universität Hamburg
ihr erstes juristisches Staatsexamen ab.
Ihr Referendariat im Bereich des Oberlandesgerichts
Celle beendete die Kollegin im Jahre 2008  mit dem
zweiten juristischen Staatsexamen.
Danach verbrachte Frau Rechtsanwältin Anna Weh-
meyer 4 Monate im Ausland und wurde 2009 als
Rechtsanwältin mit Kanzleisitz in Buxtehude zugelas-
sen.
Seit 2012 ist die Kollegin Anna Wehmeyer in der

Kanzlei Mühe,
Weitzel und Kolle-
gen in Salzgitter
(seit 2015 als Fach-
anwältin für Ar-
beitsrecht) tätig und
Mitglied des An-
waltsvereins Salz-
gitter.
Mitglied des Vor-
standes der Rechts-
a nwa l t s k amme r
Braunschweig ist
Frau Rechtsanwäl-
tin Anna Wehmeyer
ebenfalls seit 2015. Im Rahmen ihrer Vorstandstätig-
keit ist sie als Mitglied der Abteilung III (berufsrecht-
liche Verstöße) und Abteilung VII (Gebühren) tätig.
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Beschluss der Satzungsversammlung
8. Sitzung der 5. Satzungsversammlung bei der
Bundesrechtsanwaltskammer am 16.03.2015 in Berlin

Fachanwaltsordnung
1. § 1 FAO wird wie folgt neu gefasst:
Fachanwaltsbezeichnungen können gemäß § 43c Abs.
1 Satz 2 Bundesrechtsanwaltsordnung für das Verwal-
tungsrecht, das Steuerrecht, das Arbeitsrecht und das
Sozialrecht verliehen werden. Weitere Fachanwaltsbe-
zeichnungen können für das Familienrecht, das Straf-
recht, das Insolvenzrecht, das Versicherungsrecht, das
Medizinrecht, das Miet- und Wohnungseigentums-
recht, das Verkehrsrecht, das Bau- und Architekten-
recht, das Erbrecht, das Transport- und Speditions-
recht, den gewerblichen Rechtsschutz, das Handels-
und Gesellschaftsrecht, das Urheber- und Medien-
recht, das Informations-technologierecht, das Bank-
und Kapitalmarktrecht, das Agrarrecht, das Internatio-
nale Wirtschafts-recht sowie das Vergaberecht verlie-
hen werden.

2. Es wird folgender neuer § 5 Abs. 1 lit. v) FAO
eingeführt:
v) Vergaberecht: 40 Fälle aus den Bereichen des § 14o,
davon mindestens 5 gerichtliche Verfahren oder Nach-
prüfungsverfahren.

3. § 6 Abs. 2 lit. b) FAO wird wie folgt neu gefasst:
b) dass, wann und von wem im Lehrgang alle das
Fachgebiet in § 2 Abs. 3, §§ 8 bis 14o betreffenden Be-
reiche unterrichtet worden sind,

4. Es wird folgender neuer § 14o FAO eingeführt:
§ 14o Nachzuweisende besondere Kenntnisse im
Vergaberecht
Für das Fachgebiet Vergaberecht sind besondere
Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen:
1. Europäische und deutsche Vorschriften zur öf-

fentlichen Auftragsvergabe, insbesondere
a) EU-Vergaberichtlinien einschließlich der je-

weiligen Rechtsmittelrichtlinien,

b) Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen
(GWB),

c) Vergabeverordnung (VgV),
d) Grundzüge der Vergabegesetze der einzelnen

Bundesländer und (soweit vorhanden) des
Bundes,

2. Besonderheiten der einzelnen Vergabeverfahren
bei der:
a) Vergabe von Bauleistungen nach der

VOB/A,
b) Vergabe von Leistungen nach der VOL/A,
c) Vergabe von freiberuflichen Dienstleistun-

gen nach der VOF,
d) Vergabe von Aufträgen im Bereich Verkehr,

Trinkwasserversorgung und Energieversor-
gung nach der SektVO,

e) Vergabe von Aufträgen im Bereich Verteidi-
gung und Sicherheit nach der VSVgV,

3. Besonderheiten der Verfahrens- und Prozess-
führung:
a) Primärrechtsschutz durch Nachprüfungs-

und Beschwerdeverfahren,
b) Grundzüge der vergaberechtlichen Verfahren

vor dem EuGH,
c) sonstiger Rechtsschutz vor Zivilgerichten

und Verwaltungsgerichten im Zusammen-
hang mit Vergabeverfahren,

4. Vergaberechtliche Aspekte des Beihilferechts,
5. Grundzüge des öffentlichen Preisrechts.

Der vorstehende Beschluss wird hiermit ausgefertigt.

Hamburg, 23.03.2015
Markt Diedorf, 24.03.2015
gez. Axel C. Filges
Vorsitzender der Satzungsversammlung
gez. Anne Riethmüller
Schriftführerin

Berufsrecht
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EGMR·Urteil: Abhören
der Anwalt·Mandantenkommunikation ist rechtswidrig

Sehr geehrte Damen und Herren
Kolleginnen und Kollegen,

in seinem Urteil vom 3. Februar 2015 (Beschwerde-Nr. 30181 /05) hat der EGMR entschieden, dass die Tele-
kommunikationsüberwachung der Anwalt-Mandantenkommunikation gem. Art. 8 EMRK eine Verletzung des
Rechts auf Achtung des Privat- und Familienlebens darstellt.

Im zu Grunde liegenden Fall vertrat ein rumänischer Rechtsanwalt eine Firma, gegen die Ermittlungen wegen
des Verdachts auf Betrug liefen. Nachdem ein rumänisches Gericht die Telekommunikationsüberwachung der
in Verdacht geratenen Firma anordnete, wurden auch mehrere Telefongespräche der Firma mit ihrem Rechts-
anwalt abgehört. Hierin sah der Rechtsanwalt eine Verletzung seiner Rechte und initiierte ein Verfahren vor dem
EGMR.

Der Gerichtshof stellte zunächst fest, dass auch Telefongespräche unter den Begriff der „Korrespondenz“ ge-
mäß Art. 8 EMRK fallen und dass deren Überwachung einen Eingriff in das Recht aus Art. 8 EMRK sei. Im
Folgenden untersuchte der EGMR, ob es eine Rechtfertigung für einen solchen Eingriff gebe. Hierzu stellte er
infrage, ob ein solcher Eingriff im Gesetz vorgesehen war. Er führte aus, dass ein solches Gesetz einer beson-
deren Qualität bedürfe, sodass der Betroffene anhand des Gesetzes die Rechtsfolgen seines Handelns absehen
könne. Letztendlich ließ der EGMR diese Frage aber offen, da der Eingriff jedenfalls in einer demokratischen
Gesellschaft nicht notwendig und damit unverhältnismäßig sei. Zwar sei laut EGMR den Vertragsstaaten bei
der Beurteilung der Verhältnismäßigkeit ein gewisser Ermessensspielraum einzuräumen. Allerdings müssen sie
bei dieser Beurteilung stets die europäische Auslegung der Rechte der EMRK berücksichtigen. Dies habe das
rumänische Gericht bei der Anordnung der Telekommunikationsüberwachung versäumt. Die Anwalt-Mandan-
tenkommunikation sei die Vertrauensbasis in der Beziehung des Anwalts zu seinen Mandanten. Ohne die Ge-
währung eines solchen Berufsgeheimnisses könne ein Anwalt nicht effektiv arbeiten. Vielmehr könne der Man-
dant gegen seinen Rechtsanwalt wegen der Verletzung des Berufsgeheimnisses vorgehen.

Weiterhin berücksichtigte der EGMR in seinem Urteil, dass die Telekommunikationsüberwachung durch ein
Gericht angeordnet worden war. Diese Entscheidung sei jedoch fehlerhaft zustande gekommen, da insbesonde-
re dem betroffenen Rechtsanwalt nicht hinreichend ermöglicht worden sei, die Rechtmäßigkeit der Abhörmaß-
nahmen überprüfen zu lassen und eine Anordnung zur Zerstörung der Aufnahmen erwirken zu können. Die Ver-
tretung seines Mandanten in dessen Strafverfahren sei keine ausreichende Möglichkeit, da der Anwalt selber in
diesem Verfahren nicht Partei sei und daher nicht in seinem Namen intervenieren könne.

Eine Verletzung des Diskriminierungsverbotes gemaß Art. 14 EMRK konnte der EGMR hingegen nicht erken-
nen. Der Rechtsanwalt habe keine Ungleichbehandlung bei Vorliegen einer vergleichbaren Situation nachwei-
sen können.

Auf der Basis dieser Entscheidung hat der EGMR dem Rechtsanwalt Schadensersatz in Höhe von 4500 Euro
gewährt.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen
Ass. jur. Katrin Grünewald
Wiss. Mitarbeiterin/Legal Advisor

Nachrichten aus Brüssel
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Vorläufige Prozesskostenhilfe -
Allgemeine Ausrichtung im Rat

Am 13. März 2015 hat der Rat für Justiz und Inneres
eine allgemeine Ausrichtung zum Richtlinienvor-
schlag über vorläufige Prozesskostenhilfe für Ver-
dächtige oder Beschuldigte, denen die Freiheit entzo-
gen ist, sowie über Prozesskostenhilfe in Verfahren zur
Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls ange-
nommen. 

Die Mitgliedstaaten sehen unter Vorbehalt der Einhal-
tung des Rechts auf ein faires Verfahren verschiedene
Ausnahmen vom Anwendungsbereich der Richtlinie
vor. Zu diesen Ausnahmen gehören unter anderem Fäl-
le der kurzfristigen Beschränkung der Freiheit zum
Zweck der Identitätsfeststellung sowie Vorführung des
Verdächtigen sowie bei geringfügigen Straftaten, die
mit behördlichen Sanktionen bewährt sind oder bei de-
nen ein Freiheitsentzug nicht droht. Es soll Mitglied-
staaten hingegen offen stehen, in Bezug auf weniger
schwerwiegende Straftaten vorzusehen, dass vorläufi-
ge Prozesskostenhilfe gewährt wird, wenn dies im
Interesse der Rechtspflege erforderlich ist. Zur Pro-
zesskostenhilfe in Verfahren zur Vollstreckung des Eu-
ropäischen Haftbefehls geht der Vorschlag des Rates

weiter als der ursprüngliche Kommissionsvorschlag.
So soll dem Gesuchten neben der gewöhnlichen Pro-
zesskostenhilfe im Vollstreckungsmitgliedstaat vor-
läufige Prozesskostenhilfe ab dem Zeitpunkt der Fest-
nahme bis zum Erlass einer rechtskräftigen Entschei-
dung gewährt werden. Dieser Vorschlag entspricht der
Forderung der BRAK in ihrer Stellungnahme vom
Juni 2014.

Der Rat sieht ferner im Gegensatz zum Berichtsent-
wurf des Berichterstatters Dennis de Jong, der derzeit
im Ausschuss für Bürgerliche Freiheiten, Justiz und
Inneres (LIBE) abgestimmt wird, eine bedingungslose
Gewährung der vorläufigen Prozesskostenhilfe im
Falle des Freiheitsentzuges, unabhängig von der finan-
ziellen Situation des Verdächtigen oder Beschuldigten
und spätestens vor der Befragung vor. 

Die Trilogverhandlungen zum Richtlinienvorschlag
zwischen dem Rat, der Kommission und dem EP kön-
nen beginnen, sobald der Berichtsentwurf des LIBE
endgültig abgestimmt ist.
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Anwaltsgericht Köln:
Werbung durch Verschicken von Pin-Up-Kalendern

Das Anwaltsgericht hatte darüber zu entscheiden, ob
die Werbung eines Rechtsanwalts durch Verschicken
eines Pin-Up-Kalenders an verschiedene Autowerk-
stätten eine zulässige Werbemaßnahme im Sinne von
§ 43b BRAO i.V.m. § 6 BORA darstellt. 
Der betroffene Rechtsanwalt hatte Abrisskalender in
den Maßen von ca. 34 x 49 cm verschickt, wobei der
Kalender über eine Kopfklappe verfügt, auf dem in
textlicher Form auf seine Kanzlei hingewiesen wird.
Die Monatsblätter des Kalenders zeigen leicht oder
nur teils bekleidete junge Frauen.
Das Gericht bestätigte den von der zuständigen
Rechtsanwaltskammer dem Rechtsanwalt erteilten
Rügebescheid. Der Rechtsanwalt verfolge mit seiner
Aktion der Verteilung von Pin-Up-Kalendern keine
dem Sachlichkeitsgebot in angemessener Art und
Weise Rechnung tragende Information an den rechts-

suchenden Kunden über die Existenz seiner Kanzlei
und seiner Berufsausübung. 
Im deutlichen Vordergrund stehe bei den Kalendern
wesentlich das Ausrichten des Augenmerks auf die
„Schönheit“ der Bildmotive. Damit entbehre der von
dem Rechtsanwalt initiierte Werbeauftritt der Wesent-
lichkeit in Bezug auf die übermittelte Sachinformation
über seine Kanzlei und seine Berufsausübung. Die An-
preisung sei plakativ und auf eine Effekthascherei aus-
gerichtet, die mit der eigentlichen anwaltlichen Leis-
tung im Rahmen einer vertrauensvollen Mandatsbear-
beitung nichts gemein habe. Damit überschreite der
Rechtsanwalt die gebotene Sachlichkeit gesetzlich zu-
gelassener Werbung als Rechtsanwalt, weshalb sein
Verhalten als berufsrechtswidrig unter Verstoß gegen §
43b BRAO i.V.m. § 6 BORA zu werten sei. 
Anwaltsgericht Köln vom 10.11.2014 – 10 EV 490/14

Rechtsprechung

BGH: Erstattungsfähige Reisekosten

Bei der Frage, ob zu den erstattungsfähigen Reise-
kosten eines Rechtsanwalts zur Terminswahrneh-
mung die Kosten einer Flugreise zählen, ist die Zei-
tersparnis gegenüber anderen Beförderungsmit-
teln zu berücksichtigen. 
Die Kosten der Einschaltung eines Unterbevoll-
mächtigten zur Terminswahrnehmung sind bis
110% der fiktiven Reisekosten des Hauptbevoll-
mächtigten erstattungsfähig.
In dieser erst jetzt veröffentlichten Entscheidung aus
dem letzten November stellt der BGH klar, dass in be-
stimmten Fällen eine Zeitersparnis die im Vergleich

zur Bahnfahrt teurere Flugreise rechtfertigen kann und
die Kosten des Fluges dann, selbst im "Economy-
Flex"-Tarif, erstattungsfähig sind. Darüber hinaus ent-
schied der BGH, dass wenn die zu erwartenden Kos-
ten des Unterbevollmächtigten die ersparten Reisekos-
ten des Hauptbevollmächtigten um mehr als 10%
überstiegen, dem Kostengläubiger dennoch ein An-
spruch auf Erstattung von 110% der ersparten Reise-
kosten des Hauptbevollmächtigten zustünden. Beide
Fragen sind bisher von einigen Oberlandesgerichten
unterschiedlich beantwortet worden.
BGH, Beschl. v. 06.11.2014 - I ZB 38/14



KammermitteilungKammermitteilung

12 Rechtsanwaltskammer Juni 2015

beA digital! Die technischen Voraussetzungen für das beA
Rechtsanwältin Peggy Fiebig, LL.M., Geschäftsführerin bei der BRAK Berlin, 15.03.2015

Das besondere elektronische Anwaltspostfach beA
wird die BRAK in Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufga-
be für jeden Rechtsanwalt und jede Rechtsanwältin bis
zum 1.1.2016 einrichten. Aber nicht nur die BRAK,
auch jede Kanzlei muss sich technisch auf die Einfüh-
rung des beA vorbereiten. Was wird also, nach dem
derzeitigen Entwicklungsstand des beA, voraussicht-
lich als Grundausstattung benötigt?

Computer mit leistungsfähiger Internetverbindung
Zunächst einmal wird ein Computer mit leistungsfähi-
ger Internetanbindung benötigt. Der PC sollte dabei ei-
nen Arbeitsspeicher von mindestens 512 MB RAM
und einen AMD- oder Intel-Prozessor besitzen. Auf
dem Computer sollte eines der aktuellen gängigen Be-
triebssysteme installiert sein: Windows, Mac OS oder
Linux. Um den schnellen und reibungslosen Up- und
Download von Nachrichten und Anhängen zu gewähr-
leisten, ist eine leistungsfähige Internetverbindung er-
forderlich. Es sollte eine Datenrate von mindestens 2
Mbit/Sekunde zur Verfügung stehen, wegen der
Schwankungen der tatsächlichen Übertragungsrate
wird eine Leitung von 6 Mbit/Sekunde empfohlen. Zu
achten ist dabei nicht nur auf die Download-, sondern
auch auf die Uploadrate, das heißt, die Bandbreite, die
für den Versand von Daten zur Verfügung steht. Bei
den derzeitigen Angeboten besteht in der Regel eine
große Differenz zwischen der Down- und Uploadrate,
bitte erkundigen Sie sich dazu bei ihrem Dienstean-
bieter.
Da eine Datenrate von 2 Mbit/Sekunde leider noch
nicht überall in Deutschland verfügbar ist, wurde der
rechtliche Rahmen im ERV-Gesetz so gestaltet, dass
bei nachgewiesener Unmöglichkeit einer elektroni-
schen Übersendung zum Gericht auch ein konventio-
neller Versand möglich sein wird. Dennoch ist dieser
Zustand unbefriedigend: Die BRAK wird sich deshalb
auf allen politischen Kanälen für einen zügigen Aus-
bau des Breitbandnetzes einsetzen. Immerhin haben
die Regierungsfraktionen in ihrer Koalitionsvereinba-
rung von 2013 versprochen, dass es bis 2018 in
Deutschland eine flächendeckende Grundversorgung
mit mindestens 50 Mbit/Sekunde geben soll.

Browser oder Kanzleisoftware
Der Zugriff auf das beA wird einerseits über einen der
gängigen Internetbrowser – Firefox, Safari, Chrome,
Internet Explorer – erfolgen. Dazu wird ein sogenann-
ter Web-Client entwickelt, der anders als der derzeiti-
ge EGVP-Client, keiner umfangreichen Installation
bedarf und einfach über eine Internetadresse erreich-
bar sein wird. Daneben kann das beA auch über eine
Kanzleisoftware benutzt werden. Den Kanzleisoftwa-
reherstellern wird dazu eine entsprechende Schnittstel-
le zur Verfügung gestellt. Derzeit arbeitet die mit der
Entwicklung des beA beauftragte Firma Atos mit
Hochdruck an einer solchen Schnittstelle, damit den
Kanzleisoftwareherstellern genügend Zeit für die tech-
nische Implementierung des beA bleibt.

Kartenlesegerät und Karte
Die Anmeldung im beA wird voraussichtlich über eine
Sicherheitskarte und eine PIN erfolgen. Da insbeson-
dere die Erstanmeldung höchst sicherheitssensibel ist,
wird derzeit darüber nachgedacht, dafür eine eigene
beA-Karte herauszugeben. Die näheren Fragen dazu –
beispielsweise, wo die Karte erhältlich ist oder welche
zusätzlichen Eigenschaften (z.B. Signierfunktion) sie
hat – werden in den kommenden Wochen geklärt. An-
gesichts dieser Planungen wird jedoch vom vorsorg-
lichen Erwerb einer der derzeit erhältlichen Signatur-
karten abgeraten. Aktuelle Informationen finden Sie
jeweils auf der Seite www.bea.brak.de. Es muss ein
Kartenlesegerät verwendet werden, das in Deutsch-
land für die Erzeugung einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur (qeS) zugelassen ist, denn bis 2018
müssen über das beA versendete Dokumente auf diese
Weise signiert werden. Das Kartenlesegerät muss mit
einem Tastaturblock, dem sogenannten PIN-Pad aus-
gestattet sein, dadurch ist es möglich, eine PIN unab-
hängig von der Computertastatur einzugeben. Das
Kartenlesegerät wird über einen USB-Anschluss an
den Computer angeschlossen, die digitale Verbindung
erfolgt über eine Treibersoftware, die vom Hersteller
des Kartelesegerätes mitgeliefert wird und vom Be-
nutzer zu installieren ist. Der Zugang für Mitarbeiter
oder sonstige zum Zugriff auf das jeweilige Postfach
befugte Personen ist auch möglich über ein sogenann-

Aktuelles
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tes Softwarezertifikat, das auf einem Speichermedium,
das heißt auf einem USB-Stick, einer Karte o. ä., oder
auf dem zu benutzenden Rechner direkt gespeichert
ist. Ein solches Softwarezertifikat kann jedoch nicht
zur Erstellung einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur verwendet werden. Wird das Softwarezertifikat
direkt auf dem Rechner gespeichert, sind weitere Si-
cherheitsvorkehrungen notwendig, so dass sich wegen
des geringeren technischen Aufwandes auch für diesen
Personenkreis die Verwendung einer Sicherheitskarte
– dann ohne Signierfunktion – empfiehlt.

Drucker und Scanner
Um das beA effektiv in der Kanzlei einzusetzen, ist in
der Regel ein Drucker, ein Scanner oder eine Kombi-
nation aus beiden erforderlich. Der Scanner sollte auf
verschiedene Auflösungen einstellbar sein, so dass die
Pixeldichte je nach Dokumententyp – Textdatei oder
Bilddatei – individuell einstellbar ist. Eine geringere
Auflösung bedeutet eine geringere Dateigröße und da-
mit einen einfacheren Versand der Nachrichtenanhän-
ge.

Investition in die Zukunft
Sicher bedeuten diese Anschaffungen zunächst einmal
einen gewissen finanziellen Aufwand für jede Kanzlei.
Dem gegenüber stehen jedoch deutliche Ersparnisse
bei den Papier- und Portokosten und vor allem auch
langfristig Vereinfachungen in den alltäglichen Ar-
beitsabläufen. Dabei fügt sich das beA selbstverständ-
lich umso besser in den Arbeitsalltag ein, je stärker die
Kanzlei an sich digitalisiert ist. Auch wenn die Nut-
zung des beA eine elektronische Aktenführung nicht
voraussetzt, bietet die Einführung doch eine gute Ge-
legenheit auch insgesamt über eine Digitalisierung der
Kanzlei nachzudenken.

beA kurz und bündig
Das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA)
ist die neue, einfache und sichere Alternative zum Ver-
sand anwaltlicher Dokumente. Bis zum 1.1.2016 wird
die BRAK entsprechend ihrem gesetzlichen Auftrag
für jeden Rechtsanwalt ein solches digitales Postfach
einrichten.
Digital – Mit dem beA kann jeder Rechtsanwalt künf-
tig sicher und einfach mit Kollegen und sukzessive
auch mit der Justiz elektronisch kommunizieren.
Einfach – Der Zugriff auf das beA ist einfach: Grund-
sätzlich genügt ein Computer mit einem Internetan-
schluss. Eine spezielle Software ist nicht erforderlich.

Sicher – Sicherheit ist die oberste Prämisse bei der
Entwicklung des beA. Das gilt für den Zugang zum
System genauso wie für die Übertragung und Speiche-
rung der einzelnen Nachrichten. Durch die Verwen-
dung der neuesten Authentifizierungs- und Verschlüs-
selungstechniken kann sich kein Unbefugter – und
auch die BRAK selbst nicht – Zugriff auf die Nach-
richten verschaffen.

Zeitplan
2016 – Am 1.1.2016 wird das beA-System mit etwa
165.000 Anwaltspostfächern in Betrieb genommen. So
sieht es das Gesetz zur Förderung des elektronischen
Rechtsverkehrs mit den Gerichten (ERV-Gesetz) vor.
Die Justiz hat angekündigt, dass gleichzeitig der Client
für das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspost-
fach (EGVP) abgeschaltet und durch das beA abgelöst
wird. Soweit erforderlich, wird es eine Übergangsfrist
geben, in der beA und EGVP-Client parallel genutzt
werden können.
2018 – Ab Ende 2018 sollen alle Gerichte der Zivil-,
Arbeits-, Finanz-, Verwaltungs- und Sozialgerichts-
barkeit für die elektronische Kommunikation über das
beA erreichbar sein. Allerdings besteht für die Länder
die Möglichkeit, diesen Zeitpunkt um ein oder zwei
Jahre nach hinten zu verschieben. 
2022 – Spätestens ab 1.1.2022 wird die Anwaltschaft
verpflichtet sein, elektronisch mit der Justiz zu kom-
munizieren. Die Länder haben unter bestimmten Vor-
aussetzungen die Möglichkeit, die obligatorische Nut-
zung des beA um ein oder zwei Jahre für jede Ge-
richtsbarkeit separat vorzuverlegen.
Demnächst: Bis zum Sommer 2015 soll die techni-
sche Entwicklung des beA abgeschlossen sein, an-
schließend beginnt eine intensive Testphase. Für den
Spätherbst ist das sogenannte Rollout geplant. Rechts-
anwälte können sich dann im beASystem registrieren.
Zu dieser erstmaligen Anmeldung an ihrem jeweiligen
Postfach wird aus Gründen der Sicherheit voraussicht-
lich eine spezielle beA-Karte benötigt. Wie das genaue
Verfahren abläuft und welche weiteren Eigenschaften
diese Karte haben wird (evtl. Signierfunktion), wird
im Laufe der weiteren technischen Entwicklung in den
kommenden Monaten geklärt. Angesichts dieser Pla-
nungen wird jedoch vom vorsorglichen Erwerb einer
der derzeit erhältlichen Signaturkarten abgeraten. Ak-
tuelle Informationen finden Sie jeweils auf der Seite
www.bea.brak.de. 
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Das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA)
wird die BRAK in Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufga-
be fu ̈r jeden Rechtsanwalt und jede Rechtsanwältin
zum 1.1.2016 einrichten. Aber nicht nur die BRAK,
auch jede Kanzlei muss sich auf die Einführung des
beA vorbereiten. Wir erläutern Ihnen nachfolgend, wie
das beA grundsätzlich funktionieren wird. Jeweils ak-
tualisierte Details dazu finden Sie unter
www.bea.brak.de.

Sicher und benutzerfreundlich
Sicherheit und Benutzerfreundlichkeit hat sich die
BRAK für die Entwicklung des beA besonders aufdie
Fahnen geschrieben. Das heißt, der Zugang wird ein-
fach sein und die Bedienung des beA lehnt sich viel-
fach an die herkömmlichen E-Mail-Systeme an.

Zugang ü� ber Kanzleisoftware oder Browser
Zum Postfach gelangt man entweder über einen der
gängigen Internetbrowser oder über die Kanzleisoft-
ware. Die Kanzleisoftwarehersteller werden eine so-
genannte Schnittstelle erhalten, um das beA zu inte-
grieren. Das heißt, Sie können mit einer Kanzleisoft-
ware das beA bedienen, müssen es aber nicht.
Für Kanzleien, die keine Anwaltssoftware benutzen,
erfolgt der Zugang zum beA über einen sogenannten
Web-Client. Sie geben beispielsweise im Mozilla Fire-
fox, Safari, Chrome oder im Internet Explorer die ent-
sprechende Internetadresse ein und gelangen auf die
Zugangsseite des beA. Die Anmeldung erfolgt sowohl
beim Web-Client als auch bei einer Kanzleisoftware
durch zwei voneinander unabhängige Sicherungsmit-
tel, z. B. eine Chipkarte und eine PIN-Nummer.

beA = E-Mail+
Das beA ähnelt im Aussehen herkömmlichen E-Mail-
Systemen - es ist aber sicherer und an dieAnwaltstä-
tigkeit angepasst.
Neben den üblichen Ordnern - Posteingang, -ausgang,
Entwürfe und Papierkorb - findet sich auch eine Über-
sicht aller Postfächer, auf die der jeweilige Nutzer Zu-

griff hat. Denn beim beA kann nicht nur der jeweilige
Rechtsanwalt sein eigenes Postfach einsehen. Wie in
der Papierwelt auch, können Sie Mitarbeitern oder
Kollegen erlauben, auf Ihren Posteingang zuzugreifen.
So kann eine Mitarbeiterin beispielsweise die einge-
hende Post vorbearbeiten und ein Kollege kann Sie in
Ihrem Urlaub vertreten. Wer welche Befugnisse dabei
erhält - darüber bestimmen Sie als Postfachinhaber zu-
nächst selbst. Insgesamt wird es eine Liste von mehr
als dreißig Befugnissen geben, die Sie alleine oder
kombiniert vergeben können - von Nur-Lese-Rechten
bis hin zum Recht, aus Ihrem Postfach Nachrichten zu
versenden oder sogar das Recht, selbstständig für Ihr
Postfach weitere Befugnisse zu vergeben. Jede denk-
bare Arbeitsteilung ist dabei möglich.

Nachrichten erhalten
Auch der Nachrichteneingang ähnelt äußerlich einem
E-Mail-Postfach - allerdings mit einer Einschränkung:
Bei Nachrichten, die noch nicht geöffnet wurden, ist
der Nachrichtenbetreff nicht einsehbar. Lediglich Ab-
sender und Datum der Nachricht sind sichtbar. Ursa-
che dafür sind die hohen Sicherheitsstandards beim
beA: Bei der sogenannten Ende-zu-Ende-Verschlüsse-
lung der Nachrichten, das heißt, der kompletten Ver-
schlüsselung über den gesamten Kommunikationsweg
hinweg, ist die Nachricht als Gesamtheit inklusive al-
ler Anhänge und der Betreffzeile kodiert. Erst nach
dem Öffnen und damit Entschlüsseln der Nachricht
wird der Betreff sichtbar. Wird die Nachricht danach
geschlossen, wird sie automatisch wieder
verschlu ̈sselt, aber nicht als Gesamtheit. Der Betreff
kann deshalb in der Nachrichtenübersicht zukünftig
angezeigt werden. Keine Nachricht liegt je unver-
schlüsselt im beA-System .
Die eingegangenen Nachrichten können nach Belie-
ben sortiert werden, beispielsweise nach Absender,
nach Eingangsdatum oder nach Aktenzeichen. So kön-
nen etwa alle eingegangenen Nachrichten zu einem
Verfahren auf einen Blick angezeigt werden.
Ein elektronisches Empfangsbekenntnis in Form eines

beA - einfach
Wie funktioniert das beA?
Rechtsanwältin Peggy Fiebig, LL.M., Geschäftsführerin bei der BRAK Berlin, 03.06.2015
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maschinenlesbaren Datensatzes kann nach dem Willen
des Gesetzgebers erst ab Anfang 2018 abgegeben wer-
den. Bis dahin kann man ein Empfangsbekenntnis aber
einer Nachricht als normalen Anhang beifu ̈gen. Das
Empfangsbekenntnis kann dann entweder ausge-
druckt, ausgefüllt und per Post oder Fax oder aber qua-
lifiziert elektronisch signiert per beA zurückgeschickt
werden.

"Virtuelles Kanzleipostfach"
Einen Wermutstropfen gibt es allerdings: Ein separates
Kanzlei- oder Sozietätspostfach wird es nicht geben.
Der Gesetzgeber wollte eine eindeutige Adressierbar-
keit des einzelnen Rechtsanwaltes gewährleisten und
hat daher in der BRAO festgelegt, dass nur Rechtsan-
wälte ein Anwaltspostfach erhalten. Um hier aber für
anwaltliehe Organisationseinheiten dennoch ein kom-
fortables Arbeiten zu ermöglichen, gibt es sogenannte
Sichten, die frei definierbar sind. Beispielsweise ist
postfachübergreifend die Ansicht aller ungelesenen
Nachrichten einstellbar, sodass eine Mitarbeiterin auf
einen Blick alle neuen Nachrichten aus allen Postfä-
chern, für die sie zugriffsberechtigt ist, sehen kann. So
entsteht faktisch ein "virtuelles Kanzleieingangspost-
fach". Niemand muss sich durch alle Postfächer ein-
zeln durchklicken.

Nachrichten weiterbearbeiten
Eingegangene Nachrichten können direkt mit der Ant-
wortfunktion beantwortet und/oder zu einem anderen
beA-Postfach weitergeleitet werden. Außerdem ist
selbstverständlich ein Ausdrucken oder elektronisches
Exportieren möglich. Wird das beA über eine Kanzlei-
software bedient, wird der Export der Nachrichten und
Anhänge hier voraussichtlich bereits automatisch inte-
griert sein.
Zu beru ̈cksichtigen ist, dass das beA kein Nachrich-
tenarchiv ist. Alleine schon aus Kapazitäts- und damit
Kostengründen kann es eine solche Funktion nicht
erfüllen. Nachrichten sollten daher nicht im beA be-
lassen werden, sondern in regelmäßigen Abständen in
das eigene Dateiablagesystem exportiert oder ausge-
druckt und gelöscht werden. Die BRAK wird voraus-
sichtlich innerhalb des ersten Jahres nach Inbetrieb-
nahme des beA-Systems Fristen festlegen, nach deren
Ablauf der Postfach inhaber darüber informiert wird ,
dass Nachrichten automatisch in den Papierkorb ver-
schoben und später dann gelöscht werden.

Nachrichten versenden
Auch der Versand der Nachrichten wurde so einfach
wie möglich gestaltet. Grundsätzlich im Adressver-
zeichnis auffindbar sind alle Gerichte, Rechtsanwälte,
Kammern und sonstigen Empfänger, die über das beA
erreicht werden können. Aktuelle Hinweise, welche
Gerichte in welchen Bundesländern und welche son-
stigen Empfänger an den elektronischen Rechtsver-
kehr angeschlossen sind, finden Sie auf der Internet-
seite www.egvp.de/gerichte.
Die Absenderzeile wird automatisch ausgefu ̈llt.
Darüber hinaus ist auch die Angabe des eigenen Ak-
tenzeichens, des Aktenzeichens der Gegenseite und
des gerichtlichen Aktenzeichens möglich.
Über einen entsprechenden Button können Anhänge
zur Nachricht hochgeladen werden. In der Regel wird
es sich dabei um Schriftsätze und deren Anlagen han-
deln. Bezüglich der Nachrichtengröße und der Anzahl
der Anhänge orientiert sich das beA an den Vorgaben
der Justiz, die voraussichtlich der Hauptadressat von
beA-Nachrichten sein wird. Da eine Nachricht gleich-
zeitig an mehrere Empfänger adressiert werden kann,
z. B. an ein Gericht und einen Anwalt, kann für die
Kommunikation zwischen Rechtsanwälten nichts an-
deres gelten. Nach den Vorgaben des Justizstandards
dürfen Nachrichten derzeit nicht größer als 30 MB
sein und nicht mehr als 100 Anhänge umfassen. Die
Erweiterung auf 150 MB und 500 Anhänge ist bereits
beschlossen.
Die verwendbaren Dateiformate richten sich nach den
Rechtsverordnungen der Länder, das beA macht hier
keine Vorgaben. Einschränkungen wird es nur bei Da-
teiendungen geben, die eindeutig auf eine Schadsoft-
ware hinweisen.

Qualifizierte elektronische Signatur
Bis zum 31.12.2017 müssen Nachrichten, die über das
beA verschickt werden, eine qualifizierte elektroni-
sche Signatur beinhalten. Das beA wird so konstruiert,
dass bis zu diesem Zeitpunkt anderenfalls technisch
ein Versand nicht möglich ist. Die Signatur kann dabei
der Nachricht selbst oder aber einem Anhang beige-
fügt werden.
Am 1.1.2018 tritt dann der neue § 130a ZPO in Kraft.
Danach können auch Dokumente ohne Einsatz der
qualifizierten elektronischen Signatur bei Gericht ein-
gereicht werden, wenn sie auf einem sicheren Über-
mittlungsweg - als solches gilt das beA - eingereicht
werden. Das gilt allerdings nur, soweit die Dokumen-
te vom Postfachinhaber selbst - also dem Rechtsan-
walt - übersandt werden. Übernimmt ein Mitarbeiter
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oder eine Mitarbeiterin die Versendung, müssen die
Dokumente auch nach dem 1.1.2018 qualifiziert
elektronisch signiert werden.

Was als nächstes passiert:
Derzeit laufen parallel zur technischen Entwicklung
die ersten internen Tests des beA-Systems. In den
kommenden Monaten werden die Tests mit der Justiz
durchgefu ̈hrt. Im Herbst wird dann der sogenannte
Rollout durchgeführt, damit - wie gesetzlich vorgese-
hen - pünktlich ab 1.1.2016 alle Postfächer betriebsbe-
reit sind.
Jeder Rechtsanwalt muss sich, bevor er mit dem beA
arbeiten kann, einmalig an seinem Postfach registrie-

ren. Da diese sogenannte Erstregistrierung besonders
sicherheitssensibel ist, wird dafür eine besondere beA-
Karte erforderlich sein, die auch die Postfach-Num-
mer, die sogenannte Safe-ID enthält. Nur mit dieser
beA-Karte ist sichergestellt, dass die Inbesitznahme
eines beA-Postfaches nicht korrumpierbar ist. Ab
wann und wo die beA-Karte erhältlich sein wird, wird
derzeit geklärt, aktuelle Informationen dazu unter
www.bea.brak.de.
Nach der Inbesitznahme kann diese beA-Karte auch
zur täglichen Anmeldung im Postfach genutzt werden.
Je nach individuellem Bedarf wird sie mit oder ohne
Signierfunktion erhältlich sein.
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Berufsbildungsbericht 2015 Berlin, 27.04.2015

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen.

In Ihrem Berufsbildungsbericht 2015 (http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/046/1804680.pdf) lobt die Bundesre-
gierung die Vorzüge des deutschen Ausbildungssystems. Die duale Berufsausbildung sei eine entscheidende Grund-
lage für Innovation, wirtschaftlichen Erfolg und ökonomisches Wachstum in Deutschland. Gerade im Ausland gebe
es eine große Wertschätzung für das deutsche System und das werde erneut durch aktuelle politische Initiativen der
EU und der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) bestätigt. Es gebe nochmals
eine verstärkte Nachfrage von europäischen und außereuropäischen Staaten nach bildungspolitischen Kooperatio-
nen mit Deutschland gerade im Bereich des dualen Systems, schreibt die Bundesregierung weiter. In der Zu-
sammenarbeit mit Entwicklungsländern zur beruflichen Bildung sei Deutschland der größte Geber weltweit. Es sei
im Interesse der deutschen Unternehmen, diesen Wettbewerbs- und Standortfaktor zu erhalten und weiterhin in ho-
hem Maße in die berufliche Aus- und Weiterbildung zu investieren.
Zugleich stehe das deutsche Berufsbildungssystem vor der Herausforderung, auch in Zukunft eine tragende Säule
des deutschen Bildungssystems zu bleiben und die adäquate Qualifizierung des künftigen Fachkräftebedarfs zu si-
chern. Dazu müsse das Berufsbildungssystem fortlaufend modernisiert und verstärkt als attraktive, gleichwertige Al-
ternative zur akademischen Bildung ausgestaltet werden. Dies gelte besonders im Hinblick auf schon länger festzu-
stellende Entwicklungen, die sich bereits heute auf das System auswirken. Dazu gehöre vor allem die demografi-
sche Entwicklung, die Bevölkerungszahl in Deutschland werde nach Prognosen des Statistischen Bundesamtes
(2009) von rund 81 Millionen bis zum Jahr 2060 auf 65 bis 70 Millionen Menschen zurückgehen. Bereits heute gebe
es Fachkräfteengpässe. Die Alterung der Gesellschaft werde dieses Problem in den nächsten Jahren verschärfen, da
eine hohe Fachkräftezahl aus den geburtenstarken Jahrgängen in Rente gehen werde. Um wachstumshemmenden
Einflüssen des demografischen Wandels und damit auch einem drohender Fachkräftemangel zu begegnen, müssten
die vorhandenen Arbeitskräftepotenziale sowie das Potenzial qualifizierter Zuwanderer besser genutzt werden, heißt
es im Berufsbildungsbericht. Für die berufliche Bildung bedeute dies, alle Potenziale im Land zu erschließen und
die Integrationskraft des dualen Ausbildungssystems gezielt für bestimmte Personengruppen, zum Beispiel Jugend-
liche mit Migrationshintergrund, junge Menschen im Übergangsbereich und junge Erwachsene ohne Qualifizierung,
zu verbessern. Deutschland benötige darüber hinaus in den kommenden Jahren weiterhin eine verstärkte Zuwande-
rung von Fachkräften und von Hochqualifizierten.
Hinzu komme, dass die berufliche Ausbildung beim Nachwuchs in zunehmendem Wettbewerb mit den Hochschu-
len stehe. Während die Zahl der beruflichen Ausbildungsverhältnisse in den letzten Jahren gesunken sei, sei die Zahl
der Studienanfänger in Deutschland in der gleichen Zeit stark gewachsen und stabilisiere sich nun auf hohem Ni-
veau. Die Studienanfängerquote liege nach Angaben des Statistischen Bundesamtes seit dem Jahr 2011 bei über 50
Prozent, im Jahr 2013 bei 53,1 Prozent und nach ersten vorläufigen Ergebnissen im Jahr 2014 bei 57,3 Prozent. Die
längerfristigen Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, etwa im Hinblick auf dessen Aufnahmevermögen für akade-
misch Qualifizierte und die Auswirkungen auf Verdienst- und Karriereperspektiven, seien ein wichtiges zukünftiges
Forschungsthema. Es wäre allerdings ein falsches bildungspolitisches Signal, diese Entwicklung im Sinne bil-
dungsplanerischer Eingriffe zugunsten der beruflichen Bildung steuern zu wollen, schreibt die Bundesregierung.
Stattdessen müsse die Attraktivität des Systems der beruflichen Bildung selbst spürbar erhöht werden, die Gleich-
wertigkeit beruflicher und akademischer Bildung, etwa durch den Ausbau beruflicher Spitzenqualifikationen, ver-
bessert und die Durchlässigkeit zwischen Berufsbildung und Hochschulbildung auch durch neue Anrechnungsme-
chanismen - weiter verstärkt werden.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen 
Rechtsanwältin Christina Hofmann 
Geschäftsführerin 
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Konjunkturumfrage in den Freien Berufen und Spezialthema „Digitalisierung“

Berlin, 12.05.2015

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen,

anbei übersende ich Ihnen die Auswertung der BFB-Konjunkturumfrage 2015, die im Auftrag des BFB das In-
stitut der Freien Berufe in Nürnberg durchgeführt hat.
Ich darf insbesondere auf das Spezialthema „Digitalisierung“ hinweisen. Eine große Mehrheit von 70,7 % der
Befragten sieht die digitale Kommunikation für den Austausch mit ihren Patienten, Klienten, Mandanten und
Kunden als unverzichtbar an. Ein schnelles Internet sei wichtiger Standortfaktor. Fast jeder zweite gab an, sich
eine schnellere Breitband-Internetverbindung zu wünschen. In den rechts-, steuer- und wirtschaftsberatenden
Berufen waren dies 49,8 %. Auf die Frage, wie viele der Freiberufler ihren elektronischen  Datenverkehr aus-
bauen möchten, antworten 29,1 %, dass sie dieses Ziel hätten. 45,6 % haben bereits den elektronischen Ge-
schäftsverkehr in ihrem Bereich umgesetzt und nur 25,3 % der Befragten sind an einer Ausweitung generell
nicht interessiert. Gründe gegen eine Ausweitung sind unter anderem fehlendes Vertrauen in der Datensicher-
heit neuer Technologien (42,1 %), die Nichtvereinbarkeit mit gesetzlichen Datenschutzanforderungen (36,8 %)
sowie die aktuell unzureichende Geschwindigkeit der Internetverbindung am Standort (22,7 %).

Mit freundlichen Grüßen
Rechtsanwältin Julia von Seltmann
Geschäftsführerin

Die Auswertung des BFB vom 30.04.2015 kann auf der Homepage der Rechtsanwaltskammer Braunschweig
unter „Aktuelles“ eingesehen werden. 
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Zuwachs bei den Rechtsanwaltszahlen gebremst

Aktuelle Zahlen zur Anwaltschaft Berlin, 27.03.2015

Die Rechtsanwaltskammern hatten zum 01.01.2015
insgesamt 164.565 Mitglieder (Vorjahr: 163.690), da-
von 163.540 Rechtsanwälte (Vorjahr: 162.695), 266
Rechtsbeistände (Vorjahr: 276), 695 RAGmbHs (Vor-
jahr: 654) und 37 RA-AGs (Vorjahr: 26).
Die Anwaltschaft hat sich damit zahlenmaßig weiter
erhöht, nämlich um 875, aber längst nicht mehr so
stark wie in den Vorjahren. Seit 2010 betrug der jähr-
liche Zuwachs weniger als 2 Prozent, erstmals sinkt er
zum 01.01.2015 auf unter 1 Prozent, konkret auf 0,53
Prozent. Das ist sogar weniger als in den 20-iger Jah-
ren des vorigen Jahrhunderts.
Die höchsten Zuwächse weisen neben der Rechtsan-

waltskammer beim BGH mit 6,98 Prozent, die Rechts-
anwaltskammern Frankfurt und Hamburg mit je 1,45
Prozent auf. Im Gegensatz dazu haben neun Rechtsan-
waltskammern (zum 01.01.2014: sechs Rechtsan-
waltskammern) einen Mitgliederverlust zu verzeich-
nen.
Die meisten Mitglieder hat weiterhin die Rechtsan-
waltskammer Mu ̈nchen, gefolgt von der Rechtsan-
waltskammer Frankfurt, der Rechtsanwaltskammer
Berlin und der Rechtsanwaltskammer Hamm.
Weitere Statistiken zur Mitgliederstruktur finden Sie
auf der Homepage der BRAK unter http://www.brak.
de/fuer-journalisten/zahlen-zur-anwaltschaft/.
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Gute Diskussionsgrundlage

BRAK berät ub̈er bekanntgewordenen Referentenentwurf zum Syndikusanwalt Berlin, 20.04.2015

Die BRAK hat auf ihrer diesjährigen Frühjahrshaupt-
versammlung am 17.4.2015 den Anfang April be-
kanntgewordenen Referentenentwurf zur Neuordnung
des Rechts der Syndikusanwälte intensiv diskutiert.
Der Entwurf, so die u ̈berwiegende Auffassung der
Kammerpräsidenten, schafft eine geeignete Grundlage
zur Lösung der durch die Entscheidungen des Bundes-
sozialgerichtes aus dem vergangenen Jahr aufgeworfe-
nen berufsrechtlichen und sozialversicherungsrecht-
lichen Probleme. Er greift wesentliche Anregungen
der Stellungnahme der BRAK zum Eckpunktepapier
auf und beseitigt zahlreiche dort noch vorhandene Un-
schärfen. So bieten insbesondere die jetzt vorgesehene
Definition, was anwaltliche Tätigkeit ausmacht, und
die Bestimmungen zum Rechtsverhältnis zwischen
dem Syndikus und seinem nichtanwaltlichen Arbeitge-
ber einen geeigneten Ansatz zur Beseitigung von Ge-
fährdungen der anwaltlichen Unabhängigkeit.
"Nach viel Pulverdampf und ideologischer Debatte

sind Anwaltschaft, Ministerium und Gesetzgeber mit
dem jetzt in Aussicht gestellten Referentenentwurf auf
einem guten Weg, um die negativen Folgen der sozial-
rechtlichen Rechtsprechung zu beseitigen", so der Prä-
sident der BRAK Axel C. Filges nach der Debatte der
Hauptversammlung am Freitag. "Und auch dem Ge-
danken der Einheit der Anwaltschaft trägt der Entwurf
Rechnung, weil für die Zulassung der Syndikusrechts-
anwälte die Rechtsanwaltskammern zuständig sein
sollen."
Kritik wurde von der Versammlung an der beabsich-
tigten Ausgestaltung der Beteiligung der Rentenversi-
cherung am Zulassungsverfahren der Syndikusrechts-
anwälte und an den Regelungen zum nur noch einge-
schränkt geltenden Vertretungsverbot geübt. Hier sieht
die BRAK deutlichen Änderungsbedarf. Sie wird zeit-
nah nach seiner Vorstellung eine Stellungnahme zum
offiziellen Entwurf des Ministeriums abgeben.

Keine Europäische Staatsanwaltschaft ohne europäisches Verfahrens recht

DA V und BRAK fordern europaweit einheitliche Regelungen fur̈ geplante Strafverfolgungsbehörde Berlin, 29.04.2015

Die Pläne für die Einrichtung einer Europäischen
Staatsanwaltschaft, zu der das Plenum des Europäi-
schen Parlaments heute seinen zweiten Zwischenbe-
richt annimmt, stoßen weiterhin auf Kritik der beiden
größten deutschen Anwaltsorganisationen. BRAK und
DAV lehnen daher die Errichtung der Europäischen
Staatsanwaltschaft nach den derzeitigen Plänen ab.
Mit dem vorgesehenen Modell wird strukturell ein
bürokratisches Ungetüm geschaffen, das erhebliche
rechtsstaatliche Defizite aufweist, bei dem aber zwei-
felhaft ist, ob es einen Mehrwert für die Aufklärung
von Straftaten bietet.
Insbesondere wenden sich BRAK und DAV dagegen,
dass für die Ermittlungsmaßnahmen des Europäischen

Staatsanwalts jeweils nationales Recht gelten soll. Die
formellen Voraussetzungen für jede Einzeimaßnahme
- beispielsweise, ob für ihre Anordnung ein Richter-
vorbehalt gilt - wären in jedem Mitgliedstaat unter-
schiedlich. Da außerdem nicht geregelt wird, wie bei
grenzüberschreitenden Sachverhalten die lokale Zu-
ständigkeit zu bestimmen ist, könnte im Ergebnis die
Behörde des Europäischen Staatsanwalts allein ent-
scheiden, nach welchem nationalen Recht vorgegan-
gen werden soll. Dem sogenannten Forum-Shopping
wäre - zu Lasten der Beschuldigten - Tür und Tor ge-
öffnet.
"Die Mitgliedstaaten der EU sind offensichtlich nicht
bereit, auch nur ansatzweise einheitliches europäi-



KammermitteilungKammermitteilung

21Rechtsanwaltskammer Juni 2015

sches Verfahrensrecht im Sinne der Ermächtigungs-
grundlage in den europäischen Verträgen zu schaffen",
kritisiert der Präsident des DAV Prof. Dr. Wolfgang
Ewer. "Wichtig sind europaweit einheitliche Voraus-
setzungen und die gerichtliche Überprüfbarkeit des
Handelns des Europäischen Staatsanwaltes. "
"Ein unverzichtbarerer Schritt ist daru ̈ber hinaus die
Einführung einheitlicher Standards zum Schutz des

Beschuldigten sowie die Festlegung eines einheit-
lichen Prozesskosten- und Pflichtverteidigersystems",
ergänzt der Präsident der BRAK Axel C. Filges. "Es
ist mehr als erschreckend, dass es keine ausreichenden
Regelungen darüber gibt, wie bedürftige Beschuldigte
ihre Verteidigung finanzieren sollen. "
DAV und BRAK fordern europaweit einheitliche Re-
gelungen für die geplante Strafverfolgungsbehörde.

Neue Pfändungsfreigrenzen ab 01. Juli 2015

Ab dem 01.07.2015 beträgt der monatliche unpfänd-
bare Grundbetrag nach § 850c Abs. 1 und 2 Satz 2
ZPO 1.073,88 EUR (bisher: 1.045,04 EUR). Dieser
Betrag erhöht sich, wenn gesetzliche Unterhaltspflich-
ten zu erfüllen sind, um monatlich 404,16 EUR (bis-

her: 393,73 EUR) für die erste und um jeweils weitere
225,17 EUR (bisher: 219,12 EUR) für die zweite bis
fünfte Person.

Bekanntmachung im BGBl 2015, 618-636

Sozialgerichtsbarkeit startet ins digitale Zeitalter
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen und Sozialgericht Braunschweig fuḧren elektronischen Rechtsverkehr ein

Ab heute können Bürgerinnen und Bürger, Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte sowie Behörden beim
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen und dem
Sozialgericht Braunschweig ihre Klagen, Schriftsätze
und Erklärungen auf elektronischem Weg einreichen.
Damit setzen die Gerichte eine von Justizministerin
Antje Niewisch-Lennartz unterzeichnete Verordnung
zur Einfu ̈hrung des elektronischen Rechtsverkehrs
fristgerecht um und sind damit die ersten Gerichte der
niedersächsischen Sozialgerichtsbarkeit, die den
elektronischen Rechtsverkehr eröffnen. Die Sozialge-
richte in Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Olden-
burg, Osnabrück, Stade und Aurich sollen im Novem-
ber folgen. Die niedersächsische Verwaltungs- und Ar-
beitsgerichtsbarkeit sammelt schon seit November
2013 bzw. November 2014 Erfahrungen mit der Justiz
ohne Poststempel.
Antje Niewisch-Lennartz: "Mit dem elektronischen
Rechtsverkehr stellen wir uns auf die geänderten
Kommunikationsgewohnheiten der Gesellschaft ein.
Das ist für alle Beteiligten eine große Herausforde-

rung, aber auch eine Chance, die wir nutzen wollen -
für eine moderne, effektive und bürgerfreundliche Jus-
tiz in Niedersachsen."
Für die Kommunikation wird ein besonders gesicher-
tes elektronisches Gerichts- und Verwaltungspostfach
verwendet. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass
die Daten weder gefälscht noch ausgespäht werden
können. Eine elektronische Signatur garantiert die Ur-
heberschaft. Die Einreichung von Schriftstu ̈cken
mittels einer gewöhnlichen E-Mail reicht dagegen
nicht aus.
Die Teilnahme am elektronischen Postweg ist - noch -
nicht verpflichtend. Die Beteiligten haben so die Mög-
lichkeit, freiwillig Erfahrungen zu sammeln und sich
an die neue Übermittlungsform zu gewöhnen. Späte-
stens ab dem Jahr 2022 sind Justiz, Anwaltschaft und
Behörden gesetzlich verpflichtet, ausschließlich
elektronisch miteinander zu kommunizieren. Fu ̈r
Bürgerinnen und Bürger bleibt die Teilnahme freiwil-
lig.
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Gesetzentwurf zur Neuordnung des Rechts der Syndikusanwälte

Berlin, 10.06.2015

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen,

in der Anlage übersende ich Ihnen den heute von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf zur Neu-
ordnung des Rechts der Syndikusanwäfte zur Kenntnisnahme.
Im Vergleich zum Referentenentwurf enthält der Gesetzentwurf insbesondere die folgenden Modifikationen: 

zu § 46 Abs. 1 BRAO-E 
Die Regelung in § 46 Absatz 1 BRAO-E stellt nun ausdrücklich klar, dass der Beruf des Rechtsanwalts als An-
gestellter von Arbeitgebern ausgeübt werden darf, die als Rechts- oder Patentanwälte oder als rechts- oder pa-
tentanwaltliche Berufsausübungsgesellschaft tätig sind. Patentanwälte sind ebenso wie Rechtsanwälte Organe
der Rechtspflege, das patentanwaltliche Berufsrecht ist demjenigen der BRAO nachgezeichnet. Die auf die in
der PAO genannten Rechtsgebiete eingeschränkte Beratungs- und Vertretungsbefugnis der Patentanwälte ist
von bei Patentanwälten angestellten Rechtsanwälten zu beachten (vgl. Bundestagsdrucksache 16/3655, S. 51
sowie Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 14. Januar 2014, - 1 BvR 2998/11, NJW 2014, S. 613).“
(Gesetzentwurf Seite 30) 

zu § 46a Abs. 2 BRAO-E
„Nach § 46a Absatz 2 Satz 1 ist die Rechtsanwaltskammer für die Entscheidung über die Zulassung als Syndi-
kusrechtsanwalt zuständig. Die eigenverantwortliche Wahrnehmung dieser Aufgabe durch die Rechtsanwalts-
kammer als Selbstverwaltungskörperschaft betont die Stellung der Syndikusrechtsanwälte als Teil der Rechts-
anwaltschaft, als unabhängiges Organ der Rechtspflege und als Träger eines freien Berufs. § 46 Absatz 2 Satz
4 BRAO-E sieht vor, dass die Rechtswirkung eines (formell und materiell) bestandskräftigen Zulassungsver-
waltungsakts der Rechtsanwaltskammer nach § 46a Absatz 2 Satz 1 BRAO-E auch von dem Träger der Ren-
tenversicherung und den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit in der Weise zu beachten sind, dass die dort ge-
troffenen Regelungen auch ihnen gegenüber als verbindlich anzusehen sind (sog. Tatbestandswirkung). Ver-
bindliche Wirkung hat auch eine gerichtliche Entscheidung, die im Rechtsbehelfsverfahren nach § 112a BRAO
ergeht. Die formell bestandskräftige Zulassungsentscheidung kann nicht mehr mit den regulären Rechtsbehel-
fen des Widerspruchs und der Klage angefochten werden (formelle Bestandskraft). Mit der erteilten Zulassung
als Syndikusrechtsanwalt stellt die zuständige fachkundige Rechtsanwaltskammer nach den Regeln des Berufs-
rechts, auf welche der sozialversicherungsrechtliche Tatbestand des § 6 SBG VI Bezug nimmt, mithin verbind-
lich das Vorliegen einer Tätigkeit, die zur Mitgliedschaft im Versorgungswerk führt, für den Träger der Ren-
tenversicherung fest.“
(Gesetzentwurf Seite 39) 

„§ 46a Absatz 2 Satz 3 BRAO-E regelt, dass auch dem Träger der Rentenversicherung gegen die Zulassungs-
entscheidung der Rechtsanwaltskammer wie dem Antragsteller Rechtsschutz gemäß § 112a Absatz 1 und 2
BRAO vor den dort genannten Gerichten zusteht. Zuständigkeit und Verfahren richten sich dabei nach den §
112b ff. BRAO. Dem Träger der Rentenversicherung steht nach dem Entwurf auf Grund der in 46a Absatz 2
Satz 4 BRAO-E vorgesehenen Bindungswirkung der Zulassungsentscheidung eine Klagebefugnis zu. Diese
folgt bereits daraus, dass mit der gesetzlich angeordneten Bindungswirkung für ein Tatbestandselement des Be-
freiungstatbestandes (§ 6 Absatz 1 Satz 1 SGB VI) der sachliche Zuständigkeitsbereich des Trägers der gesetz-
lichen Rentenversicherung berührt ist. Er ist insoweit beschwert, als die getroffene Zulassungsentscheidung im
Umfang der Bindungswirkung unmittelbar Auswirkungen auf die Befreiungsentscheidung und damit die Ren-
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tenversicherungspflicht hat (zur Klagebefugnis des Trägers der Rentenversicherung gegen einen Bescheid der
Einzugsstelle über die Feststellung des Nichtbestehens von Sozialversicherungspflicht wegen einer Beschäfti-
gung, Bundessozialgericht, Urteil vom 3. Juli 2013 - B 12 KR 8/11 R, Rn. 18, juris; Urteil vom 28. September
2011 - B 12/KR 15/10 R, Rn. 19, juris).“
(Gesetzentwurf Seite 40)

zu §46a Abs. 4 Nr. 2 BRAO-E 
„§ 46a Absatz 4 Nummer 2 BRAO-E modifiziert die Regelung des § 12 Absatz 4 BRAO dahingehend, dass der
Bewerber nach der Zulassung die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt)“ oder „Rechtsan-
wältin (Syndikusrechtsanwältin)“ im beruflichen Verkehr führt. Das Führen dieser Bezeichnung im beruflichen
Verkehr dient dazu, den Beteiligten die berufliche Stellung der Syndikusrechtsanwältin oder des Syndikus-
rechtsanwalts deutlich zu machen. Die Bezeichnung selbst macht deutlich, dass es sich bei dem Syndikus-
rechtsanwalt um einen Rechtsanwalt handelt.“
(Gesetzentwurf Seite 42) 

Mit freundlichen kollegialen Grüßen 
Reehtsanwalt Christian Dahns 
Geschäftsführer 

Der Gesetzentwurf kann auf der Homepage der Rechtsanwaltskammer Braunschweig (www.rak-braun-
schweig.de) unter „Aktuelles“ eingesehen werden. 
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Mitteilungen

Entschädigung von Opfern extremistischer Übergriffe
Information ub̈er Antragsmöglichkeiten und Übersendung des Merkblatts, des Antragformulars sowie eines Flyers

Sehr geehrte Damen und Herren,
der Deutsche Bundestag hat im Rahmen des Haus-
haltsgesetzes 2015 Mittel zur Entschädigung von Op-
fern extremistischer Übergriffe zur Verfügung gestellt.
Diese Härteleistungen werden seit 2010 nicht nur für
Opfer rechtsextremistischer Gewalttaten gewährt, son-
dern auch Opfern extremistischer Übergriffe anderer
Art, seien es linksextremistische, antisemitische, ho-
mophobe oder islamistische Übergriffe, bewilligt. Mit
beigefügtem Merkblatt, das auch in englischer und
türkischer Sprache angefordert werden kann, infor-
miert das Bundesamt für Justiz über die Härteleistun-
gen sowie die Antragsvoraussetzungen. Der ebenfalls
beigefügte Flyer informiert über die Härteleistung als
Opferhilfe. Auf Wunsch können weitere Exemplare
des Flyers übersandt werden. Diese und weitere Infor-
mationen und Unterlagen (Merkblätter, Antragsformu-
lare) können auch über die Internetseite des Bundes-
amts für Justiz unter www.bundesjustizamt.de/opfer-
hilfe abgerufen werden.
Anträge auf Härteleistung können unter Verwendung
des Antragsformulars beim gestellt werden.

Bundesamt für Justiz
Referat 111 2
53094 Bonn

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn dieses Schreiben in Ih-
rem Bereich in geeigneter Weise bekannt gemacht und
für die Antragstellung bei etwaigen Opfern geworben
werden könnte. Eine Unterstützung durch Weitergabe
der Informationen und Hilfestellungen für die Opfer,
die oftmals in ihrer Situation Hemmungen haben, mit
Behörden in Kontakt zu treten, ist sehr willkommen.
Zudem möchte ich darauf hinweisen, dass das Bun-
desamt für Justiz eine direkte Kontaktmöglichkeit für
Opfer und Behörden unter folgender 

Telefon-Hotline: 0228 / 99410-5773
Fax-Nr.: 0228/ 99410-5594

und unter folgender E-Mail-Adresse:
Opferhilfe@bfj.bund.de

eingerichtet hat.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Dr. Helia-Verena Daubach
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Anwaltsunterlagen im Altpapier gefunden
Neue eBroschüre zur Daten- und Aktenvernichtung in Rechtsanwaltskanzleien

Anlässlich des jüngsten Datenschutzskandals er-
scheint im Deutschen Anwaltverlag die eBroschüre
„Daten- und Aktenvernichtung in der Anwaltskanzlei“
von Rechtsanwalt Dr. Robert Kazemi.
Man sollte es nicht annehmen, aber es passiert. Ob
wissentlich oder unwissentlich entsorgen Rechtsan-
waltskanzleien Akten im Altpapier oder Daten auf
dem Sperrmüll. So geschehen Anfang April 2015, als
ein Passant in einem Altpapiercontainer in Bonn ver-
trauliche Anwaltsunterlagen fand. Die Staatsanwalt-
schaft ermittelt gegen ein Anwaltsehepaar wegen Da-
tenschutzverstößen. Es drohen eine hohe Geldbuße
und bis zu einem Jahr Gefängnis. Dass ein solcher
Verstoß die Ausnahme ist, ist zu hoffen. Keine Aus-
nahme sind dagegen unbewusste Verstöße, die in vie-
len Kanzleien an der Tagesordnung sind. 

Unsicherheit herrscht zum Beispiel bei diesen Fragen:
• Welche Sicherheitsstufe braucht mein Aktenver-

nichter?

• Welche Akten muss ich wie lange aufbewahren?
• Wie lösche ich elektronische Altdaten rechtssicher?
• Was muss ich bei der Auswahl und Beauftragung

von Drittfirmen beachten?

Diese und weitere wichtige Fragen beantwortet der
Datenschutzexperte Rechtsanwalt Dr. Robert Kazemi
in der neuen eBroschüre „Daten und Aktenvernich-
tung in der Anwaltskanzlei“. Der Autor vermittelt auf
nur 5 Seiten kurz und verständlich, wie Kanzleien
rechtssicher mit alten Akten und Daten umgehen. 

7 Grundregeln zum Umgang mit Alt-Daten und -Ak-
ten geben zudem Sicherheit auf einen Blick. 

Die Broschüre ist gratis und steht beim Anwaltverlag
unter www.anwaltverlag.de/aktenvernichtung zum
Download bereit.

Anstellung bei Berufseinstieg immer bedeutender  – 
Soldan Institut publiziert Studie zur „Jungen Anwaltschaft“

(Köln) – Nur ein Viertel der jungen Anwälte gründet
heute eine eigene Kanzlei. Die überwiegende Mehr-
heit, rund 70 Prozent, wählen als Berufseinstieg die
Festanstellung oder die freie Mitarbeit in einer bereits
etablierten Kanzlei. Das geht aus der Studie „Die jun-
ge Anwaltschaft: Ausbildung, Berufseinstieg und Be-
rufskarrieren“ hervor, die das Soldan Institut pünktlich
zum 66. Deutschen Anwaltstag vorstellt, der vom 10.
bis 12. Juni in Hamburg stattfindet. Befragt wurden
bundesweit mehr als 3.500 Junganwälte, die in den
Jahren 2004 bis 2010 die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft erhielten. „Die Ergebnisse der Studie belegen
einen tiefgreifenden Wandel in der Anwaltschaft“, sagt
Prof. Dr. Matthias Kilian, Direktor des Soldan Insti-
tuts. „Immer weniger junge Anwälte wollen heute
gleich das Risiko eingehen, eine eigene Kanzlei zu
gründen.“ 
Bislang sei jedoch die Anstellung für Anwälte noch
keine dauerhafte Beschäftigungsoption in Deutsch-
land, hat Kilian ebenfalls festgestellt. Denn aus der
Studie geht auch hervor, dass nach acht Jahren Be-
rufstätigkeit nur noch rund ein Drittel der Anwälte an-

gestellt oder als freier Mitarbeiter in einer Kanzlei tä-
tig war, mehr als 60 Prozent waren zu diesem Zeit-
punkt allein oder mit Berufskollegen Inhaber einer
Kanzlei. Zukünftig könnte sich allerdings  der Trend
zum angestellten Anwalt verfestigen. Der Grund dafür
liegt darin, dass unter den neu zugelassenen Rechtsan-
wälten seit Kurzem erstmals die Frauen in der Mehr-
heit sind. „Mehr als die Hälfte der jungen Anwältinnen
möchte perspektivisch eine angestellte Tätigkeit bei-
behalten. Männer sind hingegen deutlich häufiger dar-
an interessiert, Inhaber einer Kanzlei zu werden“, ana-
lysiert Kilian. Wird der anwaltliche Nachwuchs immer
weiblicher, hat dies eine offensichtliche Konsequenz:
Viele Kanzleien müssen das traditionelle Partner-
schaftsmodell überdenken, um zukunftsfähig zu blei-
ben.“ 
Ein weiteres bemerkenswertes Detail der Studie: 51
Prozent der angestellten Rechtsanwälte haben sich der
Kanzlei, in der sie die Berufskarriere beginnen, zuvor
über eine ausbildungsbegleitende Nebentätigkeit, ein
Praktikum oder eine Tätigkeit als Referendar präsen-
tiert und auf sich diese Weise empfohlen – Netzwer-
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ken und Werbung in eigener Sache wird für Rechtsan-
wälte in spe immer wichtiger. 
Die Forschungsarbeiten zur jungen Anwaltschaft ha-
ben Tradition. Sie wurden in den 1980er Jahren vom
langjährigen Co-Direktor des Soldan Instituts, Prof.
Dr. Christoph Hommerich, begründet. Die aktuelle
Studie ist mittlerweile die vierte. „Dadurch lassen sich
Entwicklungslinien über mehr als 30 Jahre aufzeigen“,
so Kilian.
Für die Studie „Die junge Anwaltschaft: Ausbildung,
Berufseinstieg und Berufskarrieren“ sind 3.525
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte mit einer Be-
rufserfahrung von eineinhalb bis achteinhalb Jahren

differenziert befragt wurde. Die bislang umfangreich-
ste Studie dieser Art in Deutschland untersucht den
Arbeitsmarkt für Juristen, zeigt die generellen Charak-
teristika der jungen Anwaltschaft und ihre Qualifika-
tionen auf und analysiert, wie sich der Übergang und
der Einstieg in den Anwaltsberuf vollzieht. Eigene Ka-
pitel befassen sich mit angestellten Rechtsanwälten,
Kanzleigründern, freien Mitarbeitern in Anwaltskanz-
leien und Syndikusanwälten. Das 343-seitige Buch ist
als Band 17 der Forschungsberichte des Soldan Insti-
tuts im Anwaltverlag, Bonn, erschienen und im Buch-
handelt zu einem Preis von 15 EUR erhältlich
(ISBN978-3-8240-5428-2) 

Keine Speicherung von anwaltlichen Kommunikationsdaten
BRAK kritisiert Gesetzentwurf über Speicherpflicht bei Berufsgeheimnisträgern            Berlin, 19.05.2015

Die BRAK spricht sich nachdrücklich gegen eine an-
lasslose flächendeckende Speicherpflicht von Ver-
kehrsdaten aus. Ein am Freitag übersandter Gesetzent-
wurf zur Einführung einer Speicherpflicht und einer
Höchstspeicherfrist für Verkehrsdaten sieht vor, dass
Telekommunikationsunternehmen verpflichtet wer-
den, sämtliche Verkehrsdaten für zehn Wochen und
Standortdaten für vier Wochen zu speichern. Ausge-
nommen werden sollen lediglich Verbindungen zu An-
schlüssen von Personen, Behörden und Organisatio-
nen im sozialen oder kirchlichen Bereichen, die ganz
oder überwiegend telefonische Beratung in seelischen
oder sozialen Notlagen anbieten und die selbst oder
deren Mitarbeiter insoweit besonderen Verschwiegen-
heitsverpflichtungen unterliegen. Für Berufsgeheim-
nisträger gilt dagegen ein bloßes Abrufverbot der Da-
ten durch die Strafverfolgungsbehörden.
Vom Ministerium wird dabei verkannt, dass die an-
waltliche Verschwiegenheit für die betroffenen Man-
danten von vergleichbarer existenzieller Bedeutung
ist. Das Speichern von Daten darüber, wer, wann, wie
lange mit seinem Rechtsanwalt kommuniziert hat,
widerspricht dem verfassungsrechtlich gebotenen Ver-
trauensschutz.
„Wir halten die Vorratsdatenspeicherung, auch wenn

sie jetzt nicht mehr so heißt, nach wie vor für verfas-
sungswidrig“, begründet BRAK-Präsident Axel C. Fil-
ges die Ablehnung. „Der Schutz der anwaltlichen
Kommunikation ist mit den vorgesehenen Regelungen
nicht gewährleistet, denn selbst die bloße Speicherung
bietet, auch ohne eine Abrufmöglichkeit, ein Miss-
brauchspotential.“
Kritisiert wird von der BRAK auch das Verfahren: Das
Bundesjustizministerium hat den Gesetzentwurf den
Verbänden lediglich zur Kenntnisnahme und nicht wie
sonst üblich zur Stellungnahme übersandt und gleich-
zeitig angekündigt, die Befassung im Kabinett in Kür-
ze einzuleiten.
„Es ist mehr als bedauerlich, dass das Ministerium hier
von seiner bisherigen Übung abweicht, den recht-
lichen Sachverstand der Verbände und Organisationen
bereits in einem frühen gesetzgeberischen Stadium in
den Prozess miteinzubeziehen“, so Filges. „Gerade bei
einer für unseren Beruf fundamentalen Frage, wie der
Wahrung des Schutzes der Kommunikation zwischen
Mandanten und ihren Rechtsanwälten, sollte unsere
Stimme als gesetzlicher Vertreter der Anwaltschaft ge-
hört werden. Die hier behauptete Eilbedürftigkeit ei-
nes Gesetzgebungsverfahrens ist für mich dagegen
nicht erkennbar.“
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„Institutionen ub̈ernehmen Verantwortung“
Manuela Schwesig begruß̈t neue Beteiligungen am „Ergänzenden
Hilfesystem fur̈ Betroffene sexuellen Missbrauchs“ Berlin, 02.06.2015

Am Ergänzenden Hilfesystem (EHS) für Betroffene
sexuellen Missbrauchs im institutionellen Bereich be-
teiligen sich ab sofort auch der Deutsche Olympische
Sportbund, die Caritas und das Deutsche Rote Kreuz.
Zudem hat als erstes Bundesland die Freie und Hanse-
stadt Hamburg eine entsprechende Vereinbarung mit
dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (BMFSFJ) unterzeichnet. Vorausgegangen
waren intensive Gespräche zwischen den jeweiligen
Institutionen, dem BMFSFJ, Vertreter/innen der Be-
troffenen sowie dem Unabhängigen Beauftragten für
Fragen des Sexuellen Kindesmissbrauchs.
Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig sprach
heute (Dienstag) in Berlin von erfreulichen Signalen:
„Mir ist es wichtig, dass den Betroffenen sexuellen
Missbrauchs schnell und unbu ̈rokratisch Hilfen ge-
währt werden können, um ihre Leiden zu mildern. Da-
her begrüße ich sehr, dass durch den Abschluss weite-
rer Vereinbarungen Verantwortung für Bereiche über-
nommen wird, in denen es zu sexuellem Missbrauch
von Kindern und Jugendlichen gekommen ist.“
Der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) über-
nimmt gesamtgesellschaftliche Verantwortung für den
Bereich des Sports und wird sich mit einem Budget
von 100.000 Euro beteiligen. Auch die Caritas als
zweite kirchliche Wohlfahrtsorganisation sowie das
Deutsche Rote Kreuz (DRK) haben in den letzten Wo-
chen entsprechende Vereinbarungen geschlossen. Mit
der Deutschen Bischofskonferenz, der Evangelischen
Kirche Deutschlands, der Diakonie sowie der Deut-
schen Ordensobernkonferenz bestehen bereits ver-
gleichbare Vereinbarungen.
Als erstes Bundesland geht die Freie und Hansestadt
Hamburg mit gutem Beispiel voran. Weitere Länder
haben die Bereitschaft signalisiert, sich ebenfalls am
EHS zu beteiligen. Bundesfamilienministerin Manue-
la Schwesig: „Ich appelliere an alle Länder, dem Bei-
spiel Hamburgs zu folgen und ihrer Verantwortung ge-

recht zu werden, damit den Betroffenen sexuellen
Missbrauchs flächendeckend in diesem Rahmen ge-
holfen werden kann.“
Die Betroffenenvertretung des Fonds Sexueller Miss-
brauch erklärt: „Wir betrachten das Ergänzende Hilfe-
system im familiären und institutionellen Bereich als
Erfolg. Es ist gut geeignet, Missbrauchsopfern, die im
Regelsystem die erforderliche Unterstützung nicht er-
halten, zu helfen.“
Der von der Bundesregierung im März 2010 einge-
setzte Runde Tisch „Sexueller Kindesmissbrauch in
Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in privaten
und öffentlichen Einrichtungen und im familiären Be-
reich“ (RTKM) hatte in seinem Abschlussbericht vom
30. November 2011 die Einrichtung eines Ergänzen-
den Hilfesystems (EHS) empfohlen. Das Angebot
richtet sich an diejenigen, die in ihrer Kindheit oder
Jugend sexuell missbraucht wurden und noch heute
unter den Folgen leiden.
Der Bund hat in Umsetzung der Empfehlungen des
Runden Tischs als ersten Teil des Ergänzenden Hilfe-
systems für Betroffene sexueller Gewalt bereits zum 1.
Mai 2013 den „Fonds Sexueller Missbrauch im fami-
liären Bereich“ (FSM) errichtet, an dem sich die Län-
der Bayern und Mecklenburg-Vorpommern beteiligen.
Der Bund stellt die Organisationstrukturen des FSM
auch für Anträge, die den institutionellen Bereich be-
treffen, zur Verfügung. Die Antragstellung auf Hilfe-
leistungen im institutionellen Bereich ist dadurch be-
reits seit dem 1. Mai 2013 möglich.
Betroffene von sexuellem Missbrauch können über die
Geschäftsstelle des FSM in Berlin subsidiär zu beste-
henden Hilfesystemen und Rechtsanspru ̈chen die
Übernahme von Sachleistungen in Höhe von bis zu
10.000 Euro beantragen.

Weitere Informationen zum Ergänzenden Hilfesystem
erhalten Sie unter www.fonds-missbrauch.de
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Buchbesprechung

„Überlebensstrategien für Einzelanwälte“

Im Eigenverlag ist erschienen „Überlebensstrategien
für Einzelanwälte“ vom Bruno Jahn, ISBN: 978-3-
200-03061-9, 200 Seiten, broschiert, ca. 30,00 EUR
zzgl. Versandkosten.

Manchmal lohnt es sich, den Blick über die Landes-
grenzen und auch über die Grenzen der Bundesrepu-
blik Deutschland hinaus zu werfen.
In Österreich ist im Eigenverlag ein Buch von Bruno
Jahn mit dem  Thema „Überlebensstrategien für Ein-
zelanwälte“ erschienen. Ich halte dieses Buch für
durchaus lesenswert. Der Autor ist Magister
rer.soc.oec. und als Unternehmensberater spezialisiert
auf Rechtsanwaltskanzleien.

Insgesamt enthält das Buch ein Plädoyer für den Ein-
zelanwalt und das in Zeiten, in denen es aufgrund zu-
nehmender Fachanwaltschaften  Einzelanwälte immer
schwerer haben. Jahn plädiert dafür und begründet
dies auch ausführlich, dass sich der Einzelanwalt als
Spezialist herausstellen soll. Er empfiehlt dem Einzel-
anwalt, auf bestimmte Zielgruppen zuzugehen und
ganz spezielle Bereiche zu bearbeiten, sich so ganz be-
sondere Kompetenzen anzueignen und diese dann her-
vorzuheben. Bei der Anwaltsvergütung plädiert Jahn
für die Vereinbarung von Festpreisen und weist zu

Recht darauf hin, dass bei vereinbarten Stundensätzen
zahlreiche Probleme auftreten können. Manchmal
kommt es dazu, dass Stunden nicht erfasst oder ver-
gessen werden. Auch über die Frage, wieviel Zeit man
für die Bearbeitung eines Falles benötigt, kann es
schnell zu Streit zwischen Mandant und Anwalt kom-
men.
Nachvollziehbar wendet er sich gegen Rabatte und ge-
gen das Verkaufen unter Wert. Vervollständigt wird
das Buch mit Tipps zur Kostenminimierung, Erstel-
lung von Businessplänen und Checklisten jeweils zu
den einzeln abgehandelten Themen.

Auch wenn man einige Ansatzpunkte vielleicht nicht
teilt, so enthält das Buch doch viele Punkte, über die
es sich nachzudenken lohnt und dies nicht nur für Ein-
zelanwälte, sondern auch für in Sozietäten verbundene
Anwälte. 
Ein Buch, dass sich lohnt, weil es sich mit Themen be-
schäftigt, die ansonsten wenig oder gar nicht behandelt
werden. Wer seine eigenen Strategien, Ziele, Zeitma-
nagement und Verfahrensweisen einmal überdenken
möchte, der sollte zu diesem Buch greifen.

Michael Schlüter
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Bekanntmachung

Wahl zur Satzungsversammlung 2015
Bekanntmachung des Wahlergebnisses der Rechtsanwaltskammer Braunschweig

Die Wahl zur Satzungsversammlung wurde am
15.04.2015 abgeschlossen. Als Ergebnis teilen wir
mit:

In das Wählerverzeichnis eingetragen waren 1635
Wahlberechtigte.

Bis zum Ablauf des Wahltages, dem 13.04.2015, 16:00
Uhr, waren 518 Rücksendeumschläge eingegangen.
Eine Rücksendung war verspätet, so dass insgesamt
519 Rücksendungen erfolgten, wovon eine als nicht
abgegeben gilt. 

Der Wahlausschuss hat festgestellt, dass insgesamt
518 Stimmen abgegeben worden sind. Die Wahlbetei-
ligung betrug somit 31,68 %.

Von den abgegebenen Stimmen waren 31 ungültig.

Gewählt wurden die Bewerber

Herr Rechtsanwalt André  Kappel aus Braunschweig
mit      264  Stimmen

Herr Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Simons
mit                             223 Stimmen.

Zum Vertreter der Rechtsanwaltskammer Braun-
schweig in die Satzungsversammlung der Bundes-

rechtsanwaltskammer wurde somit gewählt:

Rechtsanwalt André Kappel, Kattreppeln 20,
38100 Braunschweig,
Tel.: 0531/243 68-0, Fax: 0531/243 68-311.

Nachrücker ist Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Simons,
Eisenhüttenstraße 99, 38239 Salzgitter. 

Jeder Wahlberechtigte kann gem. § 9 der Wahlordnung
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Wahler-
gebnisses beim Wahlausschuss die Wahl schriftlich
anfechten. Die Frist beginnt mit dem 3. Tag nach der
Veröffentlichung des Wahlergebnisses.

Eine Wahlanfechtung hat keine aufschiebende Wir-
kung.

Die Anfechtung kann nur darauf gestützt werden, dass
ein Gewählter nicht wählbar war oder wesentliche
Fehler bei der Durchführung der Wahl unterlaufen
sind, die das Wahlergebnis möglicherweise beeinflusst
haben. 

Schlüter, Präsident
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Stellenmarkt

Oberlandesgericht Braunschweig - Der Präsident

Ausschreibung der Leitung einer anwaltlichen Arbeitsgemeinschaft
der 4. Pflichtstation ab dem 01. August 2015 in Braunschweig
Das Oberlandesgericht Braunschweig sucht eine
Rechtsanwältin/einen Rechtsanwalt, die/der Interesse
an der Übernahme der Leitung einer anwaltlichen Ar-
beitsgemeinschaft in der 4. Pflichtstation für Rechtsre-
ferendarinnen und Rechtsreferendare im juristischen
Vorbereitungsdienst in Braunschweig hat und bereit
ist, diese ab dem 01.08.2015 gemeinsam mit Herrn
Rechtsanwalt Karl Gaedt, Braunschweig, zu überneh-
men. Herr Gaedt ist schon länger als anwaltlicher Ar-
beitsgemeinschaftsleiter tätig.

Die einschlägigen Ausbildungsvorschriften sind im
NJAG sowie in der NJAVO in der Fassung der Jahre
2003/2009, zuletzt novelliert im Jahr 2011, festgelegt.
Diese sowie die Ausbildungspläne unter anderem für
die allgemeine anwaltliche Ausbildung am Arbeits-
platz und in der Arbeitsgemeinschaft sind in der Aus-
bildungsbroschüre „Der Juristische Vorbereitungs-
dienst in Niedersachsen, Stand März 2010“ niederge-
legt. Die Broschüre finden Sie auf der Internet-Seite
des Oberlandesgerichts Braunschweig unter 
www.oberlandesgericht-braunschweig.niedersach-
sen.de.

Exemplarisch soll hier ausgeführt werden, dass Sie -
gemeinsam mit Herrn Rechtsanwalt Gaedt - die insge-
samt sieben Monate dauernde anwaltliche Arbeitsge-
meinschaft leiten werden. Die Arbeitsgemeinschaft
beginnt mit einen fünftätigen Blockseminar I, das Sie
sich mit einer richterlichen Lehrkraft teilen, die die
Referendarinnen und Referendare an drei Tagen ganz-
tätig im „Zwangsvollstreckungsrecht“ unterrichtet.

Die anwaltliche Arbeitsgemeinschaft findet in der Re-
gel einmal wöchentlich im Landgericht Braunschweig
statt. Den Termin bestimmen Sie gemeinsam in Ab-
sprache mit Herrn Gaedt. Darüber hinaus sind im Rah-
men der anwaltlichen Arbeitsgemeinschaft insgesamt
vier Aufsichtsarbeiten anzufertigen, deren Bewertun-
gen in das gemeinsam mit Herrn Gaedt zu erteilende
Zeugnis einzubeziehen sind.

Im dritten Ausbildungsmonat findet ein dreitägiges
Blockseminar II statt, das von der Rechtsanwaltskam-

mer Braunschweig organisiert wird. Im Rahmen des
Blockunterrichts II werden Sie als AG-Leiter/in nicht
tätig.
Von Ihrer Tätigkeit als Leiterin/Leiter einer anwalt-
lichen Arbeitsgemeinschaft können Sie bis zu 50 %
auf anwaltliche Dozentinnen und Dozenten übertra-
gen, die diese Lehrtätigkeit in ihren jeweiligen Fach-
gebieten im Rahmen Ihrer Arbeitsgemeinschaft wahr-
nehmen können, ohne selbst die Leitung der AG zu
übernehmen. Beurteilungsbeiträge der Dozentinnen
und Dozenten über erbrachte Leistungen der Referen-
darinnen und Referendare übernehmen Sie für die spä-
tere Zeugniserteilung.

Als Vergütung zahlt Ihnen das Land Niedersachsen ei-
nen Betrag von 20 EUR je Unterrichtsstunde (45 Mi-
nuten). Für die Klausuren gewährt das Land Nieder-
sachsen einen Einmalbetrag von 50 EUR für die Aus-
gabe und Besprechung jeder Klausur sowie einen Be-
trag von 12 EUR für die Korrektur jeder einzelnen
Klausur.
Die Rechtsanwaltskammer Braunschweig beteiligt
sich darüber hinaus mit einer eigenen Gebührenrege-
lung an der Vergütung der anwaltlichen Arbeitsge-
meinschaftsleiter/innen. Die zusätzlich gewährte Ver-
gütung bitte ich unmittelbar bei der Rechtsanwalts-
kammer Braunschweig zu erfragen.
Wenn Sie Interesse an der Übernahme der Leitung ei-
ner anwaltlichen Arbeitsgemeinschaft ab 01.08.2015
und die beiden Staatsexamina der ersten und zweiten
juristischen Staatsprüfung mindestens mit dem Ergeb-
nis „befriedigend“ abgeschlossen haben, melden Sie
sich bitte alsbald beim Oberlandesgericht Braun-
schweig, Referendarabteilung, oder der Rechtsan-
waltskammer Braunschweig. Es wird ausdrücklich
auch die Bewerbung von Assessorinnen und Assesso-
ren begrüßt, die die zweite juristische Staatsprüfung
zeitnah abgelegt und ihre berufliche Karriere gerade
begonnen haben.

Für eventuelle Rückfragen stehen Ihnen im Oberlan-
desgericht Braunschweig Herr Dr. Jäde (0531/488
2471), Herr Lorenz (0531/488 2488) und Frau Grütz-
mann (0531/488 2481) gern zur Verfügung.
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Personalnachrichten

Neuzulassungen
vom 06.03.2015 bis 09.06.2015

Heß, Olga Braunschweig
Jahn, Thoralf Braunschweig
Rosenkranz, Maximilian Braunschweig
Tieben, Anica Braunschweig
Härtel, Wiebke Wolfenbüttel
Wollschläger, Jan-Frederic Wolfsburg
Hoefer, Detlef Göttingen
Özdemir, Fatma Göttingen
Reuter, Maja Göttingen
Köster, Anne Katrin Seulingen

Anderweitige Zulassungen
vom 06.03.2015 bis 09.06.2015

Klöhn, Michael Braunschweig
Rehboldt, Volker Braunschweig
Roigk, Jacqueline Braunschweig
Steinberg, Christoph Braunschweig
Velensek, Manuel Braunschweig 
Lege, Elisabeth, Dr. Cremlingen
Ernst, Michael Richard Seesen
Elies, Steffen Wolfsburg
Heid, Judith Ira Esther Göttingen
von Mauch, Eva-Maria Göttingen
Koschen-Naahs, Margarete Hann. Münden

Löschungen
Vom 06.03.2015 bis 09.06.2015

Brandau, Helga Johanna Braunschweig
Drachenberg, Inge Braunschweig
Specovius, Detlef Braunschweig
Stößel, Katja Braunschweig
Warnecke, Dennis Braunschweig 
Weißer, Christina Braunschweig
Simon, Dieter Helmstedt
Koßmann, Gudrun Wolfenbüttel
Wolff, Silke Wolfenbüttel
Sander, Rolf Bad Lauterberg
von Lindeiner-Wildau, Henning Einbeck
Ruske, Fabio Einbeck
Schäfer, Silke Göttingen
Söchtig, Ramona Göttingen
Gembruch, Hans-Jörg Herzberg
Hallaschka, Florian Northeim
Schaper, Sebastian Uslar
Schaarschmidt, Ulrich, Dr.  kanzleipflichtbefreit

Neue Fachanwaltszulassungen
Bank-und Kapitalmarktrecht:
Frau Rechtsanwältin Sabine Kleinke aus Braunschweig

mit Urkunde vom 25.03.2015

Bau- und Architektenrecht:
Herrn Rechtsanwalt Maximilian Suchfort aus Göttingen

mit Urkunde vom 01.06.2015

Miet- und Wohnungseigentumsrecht:
Frau Rechtsanwältin Jessica Meyer aus Braunschweig

mit Urkunde vom 11.12.2014

Internationales Wirtschaftsrecht:
Herrn Rechtsanwalt Dr. André Kupfernagel aus Göttingen

mit Urkunde vom 18.02.2015

Miet- und Wohnungseigentumsrecht:
Herrn Rechtsanwalt Marco Engelhardt aus Einbeck

mit Urkunde vom 24.04.2015

Verkehrsrecht:
Herrn Rechtsanwalt Jörg Gelsen aus Braunschweig

mit Urkunde vom 30.04.2015
Herrn Rechtsanwalt Martin Stöver aus Salzgitter

mit Urkunde vom 30.04.2015

Versicherungsrecht:
Herrn Rechtsanwalt Mirko Schulz aus Braunschweig

mit Urkunde vom 01.06.2015
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Rechtsanwälte/innen:

40 Jahre
Herr Rechtsanwalt Burkhard von Samson-Himmelstjerna aus
Göttingen  ist seit April  1975 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin und Notarin Uta-Marie Hügin aus Braun-
schweig ist seit April 1975 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Heinz Millotat aus Göttingen ist seit Mai 1975
zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Hansjürgen Möller aus Hann. Münden ist seit
Juni 1975 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt und Notar  Dr. Hans-W. Schrader aus Braun-
schweig ist seit Juni 1975 zugelassen.

30 Jahre
Frau Rechtsanwältin Regina Thörmann-Möglich aus Braun-
schweig ist seit März 1985 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt und Notar  Uwe Bertram aus Braunschweig ist
seit Mai 1985 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt und Notar  Horst Tichy aus Bad Lauterberg ist
seit Mai 1985 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Dr. Klaus Brandis aus Göttingen ist seit Juni
1985 zugelassen.

Jubiläen
Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen sowie den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit zurückblicken kön-
nen.

Mitarbeiter/innen:

30-jähriges Firmenjubiläum in der Kanzlei Arend in Göttin-
gen
Frau Sabrina Halpape  hat am 08.07.1985 ihre Tätigkeit in der
Kanzlei Arend in Göttingen begonnen.
Mit ihrer Tatkraft und ihrem Fachwissen trägt sie seitdem zum
Erfolg des Unternehmens bei. Die Kanzlei bedankt sich ganz
herzlich für die lange, gute und außerordentlich angenehme Zu-
sammenarbeit und freut sich auf die weitere gemeinsame Zu-
kunft!
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Veranstaltungen

Seminare/Fortbildungen

Auch in den nächsten Monaten bietet die Rechtsanwaltskammer Braunschweig wieder Fortbildungs- und Fachanwaltssemi-
nare an. Die aktuellen Veranstaltungstermine sowie das Anmeldeformular finden Sie als Einleger in der Kammermitteilung
oder auf unserer Internetseite www.rak-braunschweig.de unter der Rubrik „Mitglieder/Fortbildung und Termine“.

Bitte merken Sie sich bereits jetzt folgende Termine vor:

09.09.2015 Praktikerseminar: Zwangsvollstreckung
13:30 – 19:00 Uhr „Zwangsvollstreckung aus Unterhaltstiteln

und Teilungsversteigerung“
Referent: Johannes Kreutzkam, Dipl.-RPfleger, Hildesheim
Anerkennung gem. § 15 FAO für Familienrecht

16.09.2015 Praktikerseminar: Familienrecht
13:30 – 19:00 Uhr „Versorgungsausgleich“

Referent: Jörn Hauß, Rechtsanwalt,
Fachanwalt für Familienrecht, Duisburg
Anerkennung gem. § 15 FAO für Familienrecht

25.09.2015 Vortrag für Anwälte:
18:00 – 20:00 Uhr „Kommunikation statt Konfrontation“

14 typische Verhandlungsfehler – uns wie Sie sie beheben
Referentin: Johanna Busmann, Anwaltstrainerin, Hamburg

26.09.2015 Seminar: „Gut befragt ist halb gewonnen“
10:00 – 18:00 Uhr Strategie und Taktik von Zeugenvernehmungen

Referentin: Johanna Busmann, Anwaltstrainerin, Hamburg
Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht und Verkehrsrecht

07.10.2015 Seminar für Auszubildende und Mitarbeiter:
13:00 – 19:00 Uhr „Der richtige Draht zum Mandanten“

Referentin: Brigitte Worg,
Geschäftsführerin der Rechtanwaltskammer Sachsen-Anhalt

09.10.2015 Praktikerseminar: Bilanzanalyse
12:30 – 19:00 Uhr „Unternehmensbeurteilung durch Bilanzanalyse“

Referent: Wirtschaftsprüfer/Steuerberater
Prof. Dr. Wolfgang Hölzli, Technische Hochschule Nürnberg
Anerkennung gem. § 15 FAO für Bank- und Kapitalmarktrecht,
Handels- und Gesellschaftsrecht und Steuerrecht

14.10.2015 Praktikerseminar: Arbeitsrecht
13:30 – 19:00 Uhr „Arbeitsrechtliche Reaktionsmöglichkeiten bei

Mobbing, Burnout und Stress“
Referent: Dr. Florian Israel, Fachanwalt für Arbeitsrecht, Braunschweig 
Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht
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11.11.2015 Praktikerseminar: Strafrecht
13:30 – 19:00 Uhr „Aktuelles Steuerstrafrecht“

Referent: Rechtsanwalt Karl-Heinz Mügge, Göttingen
Fachanwalt für Strafrecht und Steuerrecht
Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht und Steuerrecht

Hinweis: Seminare zum beA

Derzeit werden vom DAI in Zusammenarbeit mit verschiedenen Rechtsanwaltskammern die ersten Seminare zum besonde-
ren elektronischen Anwaltspostfach – beA angeboten.

Auch die Rechtsanwaltskammer Braunschweig plant für den Herbst solche Seminare, die in Braunschweig und Göttingen
angeboten werden sollten. Bei Redaktionsschluss waren die Planungen noch nicht abgeschlossen. 

Sie können die Termine aktuell auf unserer Homepage einsehen, sobald die Planungen abgeschlossen sind. 

Mittwoch, 16.09.2015

Der juristische Zehnkampf im Familienrecht
Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahmebescheini-
gung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent: VRiOLG Celle Dieter Büte                                                                
Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,

Klubgartenstrasse 1-2
Zeit: 14.00 bis 19.30 Uhr
Teilnahmebeitrag: einheitlich 190,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Themenübersicht:

Neue Ansätze im Betreuungsunterhalt; Aktuelles zu § 1578b
BGB; Stolperstein §§ 238,239 FamFG; Gesteigerte Unterhalts-
pflicht, u.a. anderer leistungsfähiger Dritter, Hausmannrechtspre-
chung; Familienrechtlicher Ausgleichsanspruch; Neues zu Le-
bensversicherungen bei Ausübung des Wahlrechts; Die Bruch-
teilsgemeinschaft insbes. bei Konten; Korrektur unbilliger Ent-
scheidungen über §1381 BGB; Aktuelle Entscheidungen des
BGH

Der Teilnahmebeitrag beinhaltet ein umfangreiches Seminars-
kript, Pausenverpflegung sowie bei ganztägigen Veranstaltungen
ein Mittagessen.

Seminarleitung: Rechtsanwältin Martina Pfeil, Goslar
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Maul-Druck GmbH & Co. KG

Senefelderstraße 20
38124 Braunschweig

Telefon 0531-261280
www.mauldruck.de

AUSDRUCK?
»Unsere Möglichkeiten 
gehen über Standard 
weit hinaus.«

Das macht uns gut 
und ein Quäntchen besser.


